
2. Januorheft1932
Jahksaps xll M« 2

er Einzelverkaufspreis: 30 Kpf.

nmmNmn
AUS dem Inhalts Der Schlußstrich,von Reg.-Rat. Dr. Wingen , Deutschland und

die Ubrüstungskonferenz, von Dr. K. Sch wend emann , Otto Braun, von Ha ns

Goslar , Wandlungen des wirtschaftlichen Krisenbildes (II. Der Warenmarkt),
von Staatsfekketäk a. D. Dr. August Müller Verwirrung der Währungss
begriffe, von Kurt Heinig, M.d.R. , Die deutschen Länder, von Oberreg.-Rat
Dr. H einrich Te ip el J politische Chronik , Zur Zeitgeschichtex Blick in die Bücher.

ln kommilliom

Zentralverlag Jst-IIBerlin llj 35
Salbjährlich 3,25 mach - Ithlich 6,50 mark

Erscheint zweimal monaklich
Durch jedes Post-tm zu beziehen

mitteilungen der

Retchszentrale tut Beimatclsenlt
Nachdee sämtlicher Beitrage, mit Aus-
nahme der gkaphiichen Darftellungen und
sonstigen Abbildungen, nur mit Quellen-

angabe gestattet

Die JÄM
Mrtschoftsno

»

Deutschlands »musij1931

N o

S "f-j"
-

. Is-

ZSZOJJÅEJI fin
.

Sols f-»
.- -.

l«

uqxtzqüteristrie » «
«

.

, Keparwionszohlungqn
i-

»

«

unmöglich-

Ve

V» «
Dm

-
I «

,

Ost-Ul-



Der Heimatdienst
— 1 —-

Der Schlaf-strich
Von Reg.-Rat Dr. O. Wingen

Am Vorabend der zwölften Wiederkehr des Jnkrafttretens
des Vertrages von Versailles (10. Januar 1920) hat Reichskanzler
Dr. Brüning eine Erklärung über das deutsche Verhandlungsziel
auf der am 25. Januar beginnenden Reparationskonferenz in

LausannesOuchy abgegeben, die in Deutschland und der ganzen
übrigen Welt größte Beachtung gefunden hat, denn sie zieht für
Deutschland den Schlußstrich unter eines der traurigsten Kapitel
menschlicher Geschichte, die Reparationen. Der deutsche Reichskanzler
erklärte einem Vertreter des WTB. gegenüber, daß irgend-
ein Zweifel an der Haltung der deutschen Delegation in Lau-

ssanne doch nicht gut möglich sei. Er brauche in dieser
Hinsicht nur auf die verschiedenen deutschen Verlautbarungen
der letzten Zeit hinzuweisen, wobei er die amtlichen Äuße-
rungen anläßlich des Neujahrsfestes und seine eigene Rundfunkrede
vom 7. Dezember erwähnte. Es gelte jetzt für die beteiligten Mächte,
die Schlußfolgerungen aus dem Bericht der Baseler Sachverständigen
zu ziehen. Der Bericht habe noch einmab die gewaltigen Dimensionen
der Weltkrise laufgezeigt und vor allem die verheerenden Folgen ge-
schildert, die diese Krise gerade für Deutschland mit sich gebracht
habe. Er führe der Welt die bis an die äußersteGrenze gehenden
Maßnahmen vor Augen, die in Deutschland zur Bekämpfung der

Krise ergriffen worden seien, und erkenne von ihnen an, daß sie in
der modernen Gesetzgebung ohne Beis iel da-

ständen. Zugleich beweise der Beri t aber,
daß einseitige deutsche Maßnahmen nicht Diedeutschezahlunqsbilanthöl

wirtschaftliche Tatsachen gründet. Allzulange und allzu schwer hat
die Welt darunter gelitten, daß man versucht hat, den Strom berg-
auswärts zu zwingen. Wiachsende Verarmung ist die allgemeine
Folge dieser Torheit. Der Lebensstandard Deutschlands ist nicht
weiter zu senken, seine Steuerkraft ist erschöpft. Sein einziges
gegenwärtiges Aktivum, die Ausfuhr, beginnt rapide zurückzugehen
unter dem Druck der Europa allmählich erstickenden Zollmauern.
Auchwenn die Reparationen fortfallen, bleiben genug Lasten an Ver-
zinsung und Tilgung der privaten und öffentlichen Auslandss
schulden aus den vergangenen Jahren übrig, die zu erarbeiten nicht
leicht sein wird. Was Deutschland braucht, wsas der ganzen Welt
nottut, das ist die Befreiung von Chimären, die begründeteAussicht
auf wirkliche Aufstiegsmöglichkeiten. Das ist nicht wieder auf dem

Wege zerbrechlicher Provisorien, sondern nur durch radikale Be-
seitigung des Seuchenbazillus zu erreichen. Das soll und muß das
Ergebnis der Konserenz von Lausanne sein, wenn anders die Ver-
nunft über den Wahnsinn siegen soll.

Kann so kein Zweifel mehr sein über die wirtschaftliche Un-
möglichkeit weiterer Reparationszahlungen, so zwingt »auch eine
andere Betrachtung zum endlichen und endgültigen Abschluß dieses
Kapitels traurigster menschlicher Unzulänglichkeit Nach deutscher
Auffassung ist der Anspruch Frankreichs auf Reparationen bereits

voll erfüllt. Die juristische Grundlage der

Verpflichtung zur ,,Reparation«, d. h. zum
Schadensers«atz,zur Wiedergutmachung, bildet

ausreichen könnten, daß vielmehr die Lage
Deutschlands, die in weitem Maße die Ur-

sache für die steigende finanzielle Lähmung
der Welt sei, gebieterisch ein gemeinsames
Handeln der Regierungen, und zwar ein so- Geidiuschussc .

fortiges Handeln fordere. Dafür, wohin die J .
Entschließungen der Regierungen gehen »

müßten, gebe-der Bericht, wenn er auch auf
formulierte Vorschläge verzichte, doch ganz
klar die Richtlinie an. Er zeige die tat-

sächliche Zahlungsunfähigkeit Deutschlands
und zeige darüber hinaus, in welchem engen
ursächlichen Zusammenhange gerade die

deutschen Reparationszahlungen mit der

ganzen gegenwärtigen Lage ständen. Dabei

stelle der Bericht ausdrücklich fest, daß sich
die Voraussetzungen, von denen seinerzeit
die Verfasser des youngplanes ausgegangen
seien, grundlegend geändert hätten. Hiermit,
so betonte der Herr Reichskanzler, sei im

Grunde alles gesagt. Es liege klar

zutage, daß Deutschlands Lage
ihm die Fortsetzung politischer
Zahlungen unmöglich mache.
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der Abschluß des Waffenstillstandes. Dieser
erfolgte ausdrücklich auf der Grundlage des

sogenannten WilsonsFriedens. Jn dem dem

Waffenstillstand vorhergehenden Notenwechsel
zwischen Deutschland und den Amerikanern
als den Wortführern der Alliierten ist das
ausdrücklich und unmißverständlich klar-

gestellt. Jn der letzten dieser Noten vom

s. November 1918, welche die Unterschrift
des amerikanischen Außenministers Lansing
trägt, wird in nicht mißzudeutendenWorten

gesagt, daß die Alliierten ihre Bereitschaft

getdveklusie
nie-«

«"

neidischen
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Friedensbedingungen, die in der Ansprache
des Präsidenten (Wilson) an den Kongreß
vom s. Januar 1918, sowie der Grundsätze,
die in seinen späteren Ansprachen nieder-
gelegt sind«. Neben dieser allgemeinen An-
erkennung des Grundsatzes, daß kein »Haß-
friede« den Weltkrieg abschließen sollte, findet
sich aber auch eine ganz genaue Definition
des von Deutschland zu ersetzenden Schadens.
Die Alliierten »verstehen darunter, daß
Deutschland für alle durch seine Angriffe
zu Land, zu Wasser und in der Luft der

Zivilbevölkerung der Alliierten und ihrem
Eigentum zugefügten Schaden Ersatz leisten
soll«. An dieser klaren Bestimmung des

itzt-sk-
ZOO TH-
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Ebenso klar sei, daß jeder Ver- Misephezquq -««»-)-«,
such, das Sylstemsolcher poli- deiiieidisdsiik -- .’-

tischen Zah ungen aufrecht-
zuerhalten, nicht nur für
Deutschland, sondern für die

ganze Welt zum Unheil führen
i

m ü s s e. Bei diesem Stand der Dinge sei der Reichsregierung
ein Spielraum für überlegungen, welchen Standgunktsie ein-

zunehmen habe, überhaupt nicht
"

gegeben. i e kö n n e

auf der bevorstehenden Konferenz nichts anderes

tun, als die geseheneSachlage darzustellen und
an die anderen eteiligten Regierungen die Auf-
forderung zu richten, daß sie »auch ihrerseits
dieser Sachlage Rechnung trügen und nicht nach
Kompromißlösungen suchten, für die eine reale

Möglichkeit nicht mehr gegeben sei. Er glaube be-

stimmt, daß es heute in keinem Lager mehr an der inneren Einsicht
in die Notwendigkeit der jetzt u ziehenden Schlußfolgerungen fehle.
Es komme nur darauf an, ou den Mut zur Verwirklichung dieser
Einsicht zu finden. Soweit die historische Erklärung des Reichs-
kanzlers.

Nicht nur in Deutschland, sondern überall, wo
.

man sich noch
klaren Verstand und Sinn für unerbittliche Tatsachen bewahrt hat,
kann diese Stellungnahme nur als das erlösendeWort in einer ver-

zweifelten Situation begrüßt werden. Nur Böswillige oder mit

unheilbarer Blindheit Geschlagene können in diesen Worten eine

,,Zerreißung« des youngplanes, eine zynischeVerachtung
.

ab-

geschlossener Verträge, eine Verletzung ,,heiliger Rechte« erblicken.

Deutschland handelt nur nach den Feststellungendes auch von Frank-
reich und seinen Bundesgenossen unterzeichnetenBaseler Gutachtens,
wenn es seine Einstellung zur Reparationsfrage ausschließlichauf

ls

schulden durch Deutschland einschließt,

Begriffes «Nepar-ation«, der keinerlei Ver-

pflichtung zur Zahlung der interalliierten
ist nicht zu deuteln.

Und wenn später diese feierliche, beide Parteien bindende
Bestimmung des Vorfriedens im Vertrag von Versailles
gebrochen worden ist, so ändert das nichts daran, daß Deutsch-
land sich nur auf Grund der LansingsNote verpflichtet zu
fühlen braucht. Die besetzt gewesenen Gebiete fNordfrankreichs
sind aber inzwischen wieder aufgebaut. Die dafür aufgewandten
Summen sind zu übersehenund werden ziffernmäßig im französischen
Reichshaushalt aufgeführt. Jn der Anlage XIV zu dem Haushalt--
entwurf für das Jahr 1952 sind die gesamten Aufwendungen für
die Sachschädenmit 97 881 Millionen Papierfrank ausgewiesen
worden. Hiervon fällt jedoch uns nicht zur Last ein Betrag von

5808 Millionen Fr. für Schäden an dem öffentlichenEigentum und
ein Betrag von 12 473 Millionen Fr. für Zinszahlungen, Ver-

waltungskosten und dergleichen. Als erstattungspflichtiger Betrag
verbleiben 79,6 Milliarden Fr. Dieser Betrag ist in der Anlage XIV
auch besonders «als SOdium-Eiesaux diens. Tote-l« zusammen-
gefaßt. Der ranzösischeMinister für die ös entlichen Arbeiten,
Veligne, hat erdies in einer Rede vom Zo. eptember 1951 den

Betrag der Aufwendungen für die Wiederherstellung der Sach-
schäden seinerseits mit 80,1 Milliarden Fr. beziffert. Von dieser
Zahl von rund 80 Milliarden Fr. oder 13,5 Milliarden Mark müssen
wir bei der Bewertung der

nfranzösischenSachschädenausgehen. Ob
ein solcher Aufwand zur iederherstellung der Schäden tatsächlich
gerechtfertigt war, kann dabei hier unerörtert bleiben.

zum Friedensfchluß erklären »auf Grund der
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Es bleibt nun noch die Frage nach dem Wert der bisherigen
deutschen Leitungen auf Grund des Vertrages von Versailles zu
klären. Die chätzungenüber die Höhe dieser Leistungen gehen weit

auseinander. Auch wer mit dem besten Willen objektiver Wert-

ermittlung dem Problem gegenübertritt, stößt auf außerordentliche
Schwieri keiten. Dabei lassen sich die Leistungen Deutschlands seit
dem 1. eptember 1924, d. h. seit dem Inkrafttreten des Dawess

planes, bis zum l. Juli 1931, bis zum Hoover-Feierjahr, angeben,
ohne daß sie von irgendeiner Seite angezweifelt werden können.

Sie betragen für die Dawesplanzeit (l. Sep-
tember 1924 bis Zo. August 1929) 8 Mil-
liarden RM., für die youngplanzeit weitere
Z Milliarden RM. So unbestreitbar diese

Deutschlandsöcliuldendilonz1932

im Schätzungswerte von M Milliarden Goldmark hinzu sowie die

obenerwähnten 11 Milliarden Reichsmark bis zum l. Juli 1931,
so erhalten wir eine Mindestsumme von 38,4«Milliarden Reichs-
inark. Von deutscher Seite sind neuerdings erneute Schätzungen
angestellt worden, die demnächstveröffentlicht werden dürften und

die ebenfalls die Tatsache bestätigen, daß Frankreich den auch jetzt
wieder von der französischenpresse so einmütig geforderten »Ersatz
der Wiederaufbaukosten«erhalten hat. Der »Gerechtigkeit«ist Ge-

nüge geschehen, die »heili—geSchuld« muß als restlos getilgt be-

trachtet werden, denn Frankreich erhält
von den deutschen Leistungen etwas über

die Hälfte.

Ziffernsind, so sehr gehen die verschiedenen
chätzungenfür die Leistungen der voran-

gehenden Jahre auseinander. Die Abrech-
nung der Reparationskommission mit 9,Z
Milliarden RM.«bis zum Zo. Juli 1924
kann vnicht ernst genommen werden. Ein-

mal ist sie unvollständig und dann zeigen
ihre Bewertungsmethoden so offen das Be-
streben des Gläubigers, den Schuldner zu

Zinslast und Zinseinnahmen (0tineDeparationszahlunqenl
Hochdem Baseler Bericht in Millionen RM

- i.aufende
Zahlunqen forderungen

0350Ists-?
- Zinsen

Zinsen fiii

Diese Erkenntnis setzt sich auch im

Auslande immer stärker durch. So hat der

bekannte amerikanische Senator Borah am

25. Dezember v. Js. erklärt: »Wenn ge-
sagt werde, daß Frankreich ein Recht auf
die ungeschützten Reparationszahlungen
habe, um die Kriegsschäden zu decken, so
könne geantwortet werden, daß die von

Deutschland geleisteten Zahlungen verschie-
dener Art etwa 9,5 Milliarden Dollar be-

loanrisiiqedrücken, daß diese Berechnung ausscheiden Anseihen
muß,auchwenn sie neuerdings von Frank-
reich wieder hervorgeholt worden ist. Jn
einer vielgenannten Denkschrift des kürzlich
verstorbenen Professors der National-
okonomie Lujo Brentano werden die so- DMS·"«YW"C
genannten gutschriftssähigenLeistungen bis
zum Zl. Dezember 1922 auf 41,6 Milliarden

. sonsti elan —

Goldmark berechnet. Hinzu kommen noch fiistiqescnuiilkgi
weitere 14,3 Milliarden Goldmark, für die
Deutschland einen Anspruch au Gut rit
nicht hat, die laber als LeistunanderfFeuxs
schen»Vol«kswirtschaftzu der krisenhaften
EntwicklungDeutschlandsbeigetragen haben
und die für»die Empfangsländer eine mate-
rielle Bereicherung darstellen. Brentano
kommt also auf einen Mindestwert von

rund 56 MilliardenGoldmark bis Ende 1922.
In der Folgezeit hat sich gezeigt, daß diese

Zinsen fiir sc

kuizirisiiqe
öchulden

’«wT-i))
«

FZÆFFMH tragen hätten,wovon 52Z«Frankreichzu-
NWJ ninnilll gefallen seien, also ebenfoviel, wenn nicht

mehr, als Frankreichs eigene Schätzungen
der Kriegsschäden betrügen.« Der englische
Nationalökonom Kesines, dessen schon im

Jahre 1919 veröffentlichte prophezeiungen
über »die wirtschaftlichen Folgen des Frie-

» , densvertrages« so furchtbare Erfüllung
DieBisses-enz- gefunden haben, kennzeichnete Englands

1415NIIIIOUSUIM Stellung zu dem problem in einem Vor-

konn nur durch trage in Hamburg am 8. Januar ds. Js.
geulscheAusfulit mit den folgenden Worten: Kein verant-

UVCthUZSECSM wortlicher Mann in England wünsche heute
Werden noch eine Fortsetzung von Reparations-

oder Kriegsschuldenzahlungen in irgend-
einer Form. Ganz England träte unein-
geschränkt für völlige Aufhebung ein.

DU) Man habe erkannt, daß das System

Schätzungenim einzelnen einer gewissen
Korrektur bedurfemdie aber das Gesamtbild nicht verändern. Die
nachst der Schatzung von Brentano am meisten bekannte Rech-
nung stammt aus. amerikanischer Quelle. Das im Jahre 1925

vIon»der EarnegiesGesellschaftbegründete ,,Wirtschaftsinstitut«( nstitute ok Economicsdin Washington hat im Jahre 1924 eine
umfangreicheStudie.uber »Deutschlands Zahlungsfähigkeit« ver-
öffentlicht. Darin findet sich auch eine Schätzung des Goldmarks

äveräes
der deutschenLeistungen vom 11. November 1918 bis Zo. Sep-

lieciäi
er

V1922,die sichiaux2F Milliarden beläuft,mit dem ausdrück-

Miklndorbehalt·,diese lchatzungkönne möglicherweiseum mehrere
ü

iar en zu niedrig-sein. Gehen wir von dieser Summe aus und
f gen wir sur die Zeit bis zum I. September 1924 noch Leistungen

dieser Zahlungen ein unheilvoller Jrrtum
gewesen sei;

Um schließlich noch eine weitere sehr bemerkenswerte Aus-

landsstimme anzuführen, schrieb die in Genf erscheinende, keines-

wegs als deutschfreundlich zu bezeichnende Zeitung ,,Journal de

Geneve« in ihrer Ausgabe vom 8. Januar d. J. unter anderem: (

»Die Reparationen im eigentlichen Sinne, d.h. die Kosten für die

Wiederherstellung der verwüsteten Gebiete, sind längst bezahlt. Was

die Franzosen im Grunde daran hindert, sich mit dem be-

reits Erhaltenen zu begnügen, das ist die Furcht, daß Deutschland
sich allzu schnell erholen und in der Welt wieder einen ersten
Platz einnehmen könnte, den es dann dazu benutzen würde, um

jZitieII
territorialen Bestimmungen der Friedensverträge in Frage zu

e en.«

Deutschland und die Abrüstungskonferenz
Von Dr. K. Schwendemann

Am 2. Februar beginnt die erste All emeine Abrü tun skons

lTerenzin Genf, wie dies durch die Entschließrgmgdes Völkersbungsrats
eins-LJanuar 1951 beschlossenworden ist. Es hat inzwischen nicht

Nindersuchengefehlt, den«Beginn der Konserenz zu verschieben.
hatt-iese Versuchehaben nicht zum Ziele geführt. Keine Regierung
Das estgekvagyeine»Vertagungder Konferenz offen zu beantragen.

IichensxexxreiåbaickkesZeichen dafür,daß der Druck der öffent-
r er ewe en

· « « ·

mangkcrRägiemngem
g s ist als die politischen Absichten

an« at Wünschenach einer Verschiebun der Kon eren viel-
fach damit begründet, daß der vorgesehene åeitpunktfderzEröff-
nungin eine so besondersungünstige Zeit falle. Einerseits ständen
ZichtigeReparationsverhandlungenbevor, andererseits wären durch
un mandschurischenKonflikt und manches andere Spannungen ge-
schafer worden,«dieeinen positiven Ausgang der Konserenz in
Frage stellten C; pird dabei ganz vergessen, daß mit ähnlichen
»rgumentender Zusammentrztt der Abrüstungskonferenzviele Jahre

Zwar-geschobenworden ist. Einmal waren die Arbeiten der Vet-

nstreitendenAbrüstungskommissionnoch nicht ZEan das andere

ve

ul wollte man auf den Ausgang der englisch-französisch-.2NFIOMW
dilecgldlungenwarten, und dann erschien es wieder notwendig, fåk
uns

orbereitungender Konserenz die nötige Zeit zu lassen. Jnerer politisch bewegten Epoche würden sich sicher noch viele Jahre

lang politische und sonstige Gründe finden lassen, um den Zusam-
mentritt einer Abrüstungskonferenz abzulehnen, wenn einem die

Konserenz unbequem wäre. Wenn man die über die Abrüstungs-
frage seit Kriegsende geführtenVerhandlungen überblickt, wenn man

die Summe der Widerstände gegen die allgemeine Abrüstung ermißt-
die sich in dieser Zeit geltend gemacht haben, so muß man sagen,
daß die Festsetzung und die Jnnehaltung des Termins der Kon-
ferenz bereits ein politischer Erfolg derer genannt werden muß, die

die allgemeine Abrüstung wollen. Aber auch der Moment, in dem

die Konferenz zusammentritt, ist günstig, trotzdem die Staatsmänner
mit Reparations- und anderen Sorgen reichlich beschäftigt sind.
Die Konserenz tritt zusammen auf dem Höhepunkt einer schweren
Weltwirt--«chaftskrisis.Überall sind die Staatsfinanzen mit Defiziten
belastet, überall bringt steigende Arbeitslosigkeit Mindereinnahmen
und größere Ausgaben in den Budgets. Die Last der Rüstungen
wird von den Völkern stärker als seit langem empfunden. Das hat
bereits die Einstellung mancher Regierungen zum Abrüstungs-
problem grundlegend geändert. Man kann sagen, daß dieAbrüstung
in der ganzen Nachkriegszeit nie so populär gewesen ist wie heute.
Jst das vielleicht ein ungünstiger Moment für den Zusammentritt
der KonserenzP Bei einem seit jeher so eifersüchtiggehütetenTeil
der sszatlichenSouveränität, wie es die Rüstungen find, ist eine

If

internationaiz thstungsherabsetzungnur denkbar, wenn die Regie-

l9
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rungen unter dem scharfen Druck der öffentlichen Meinung und
der finanziellen Notwendigkeiten stehen. Wenn man dem Beginn
der Abrüstungskonferenz mit begründeten Hoffnungen auf einen

positiven Ausgang entgegensehen darf, so in erster Linie deswegen,
weil die Not der Zeit in diese Richtung drängt.

Welches sind die Aufgaben der All emeinen Abrüstungskon-
ferenzP Sie soll eine einschneidende Ver inderung der Rüstungen

»

bei den noch nicht abgerüsteten Staaten herbeiführen und durch
ein internationales Abkommen diesen«verminderten Rüstungs-
standard auf eine Reihe von Jahren, d. h. bis zum Ablauf und

zum Abschluß eines neuen Abkommens, festlegen. Dabei ist selbst-
verständlicheVoraussetzung, daß die abgerüsteten Staaten an diesem
allgemeinen Abrüstungsabkommen gleich-berechtigt teilnehmen. Das
bedeutet, daß der Rüstungsausgleich zwischen den abgerüsteten und

noch nicht abgerüsteten Staaten in diesem Abkommen festgelegt
werden muß. Denn die Abrüstung Deutschlands, Österreichs,
Ungarns und Bulgariens durch die Friedensdiktate war nur die

Einleitung zur allgemeinen Abrüstung, war nur eine Vorleistung
auf dieselbe. Dazu kommt, daß die allgemeine Abrüstung sich auf
Grund des Artikels 8 der Völkerbundssatzungvollzieht. Der Völker-
bund ist aber eine Gesellschaft freier und gleichberechtigter Völker.
Es kann in ihm keine Staaten zweierlei Rechtes geben. Solange
zwischen den durch die Friedensverträge abgerüsteten und den nicht
abgerüsteten Staaten hinsichtlich der Rüstung eine Diskriminierung
zuungunsten der ersteren besteht, kann von Rechtsgleichheit nicht die
Rede sein. Die heute tatsächlich vorhandene Diskriminierung hat
einen Schein formalen Rechtes, solange die erste Allgemeine Ab-

rüstungskonferenz nicht zusammengetreten ist. Geschieht dies und
wird ein internationales Abrüstungsabkommen ausgearbeitet, so muß
das Prinzip der Gleichberechtigung darin praktisch verwirklicht
werden. Das bedeutet in erster Linie Methodengleichheit der Ab-

rüstung für alle Völker.
Die Vorbereitende Abrüstungskommissiondes Völkerbundes hat in

fünfjähriger Arbeit von 1925 bis 1930 einen Entwurf zu einem all-

gemeinen Abrüstungsabkommenausgearbeitet, das den Grundsatz der

Gleichberechtigung negiert, da es für die allgemeine Abrüstung ganz
andere Grundsätze und Methoden zur Anwendung bringen will als

die, nach denen Deutschland und seine früheren Verbündeten abge-
rüstet worden sind, und gleichzeitig in seinem Artikel 53 festsetzt,
daß die abgerüsteten Staaten aufs neue ihre Abrüstungsverpflich-

»

tungen freiwillig anerkennen. Wenn dieser Konventionsentwurf
rechtsgültig würde, würde die heute bestehende rechtliche und tat-

sächlicheDiskriminierung zwischen den abgerüsteten und nicht ab-

gerüsteten Staaten verewigt werden. Man muß sich klarmachen,
was das bedeutet. Es würde bedeuten, daß der Weg zu einem

Rüstungsausgleich zwischen Deutschland und seinen Nachbarn
definitiv verbsaut würde; denn es ist klar, daß ohne Methoden-
gleichheit in der Abrüstung, d. h. ohne daß bei allen Völkern die-

glbenRüstungsfaktoren (besonders ausgebildete Reserven und

eservematerial, Material des Landheeres, Flugwaffe usw.) herab-
gesetzt und beschränkt bzw. verboten werden, der heute bestehende
ungeheuerliche Unterschied in den Rüstungen Deutschlands und seiner
Nachbarn niemals ausgeglichen werden könnte. Nur wenn das,
was Deutschland verboten ist, allen verboten oder Deutschland alles

gestattet ist, was den andern erlaubt ist, kann eine Angleichung des

Rüstungsniveaus der einzelnen Länder stattfinden. Diese praktische
Anerkennung der Rechtsgleichheit zwischen den abgerüsteten und noch
nicht abgerüsteten Staaten ist für Deutschland die Kernfrage der

Abrüstungskonferenz,ohne deren zufriedenstellende Lösung die Teil-

nahme Deutschlands an einem allgemeinen Abrüstungsabkommen un-

möglich ist. Man muß sich wieder klar sein. was das bedeutet.

Theoretisch wäre ja denkbar, daß die anderen Staaten unter sich
ein Abrüstungsabkommen abschließen, das nicht eine tatsächliche,
sondern eine Scheinlösung des Abrüstungsproblems bedeuten würde,
durch das diese Staaten scheinbar die Verpflichtungen des Artikels 8

der Völkerbundssatzung zur Durchführung brächten, und an dem die

abgerüstetenStaaten nicht teilnehmen würden. So etwas ist jedoch
praktisch undurchführbar. Ein allgemeines Abrüstungsabkommen
ohne die Beteiligung Deutschlands ist unmöglich. Denn nie werden

die Nachbarstaaten Deutschlands sich dazu bereitfinden, ihrem

«

Mitte auszufchalten.

Rüstungseifer irgendwelche Beschränkungenaufzuerlegen, wenn nicht
Deutschland an einem solchen Abkommen teilnimmt. Dasselbe gilt
für die Verhältnisse auf dem Balkan. Es ist ein wesentlicher Punkt
der deutschen Stellung auf der Abrüstungskonferenz in Genf, daß
ohne die Teilnahme Deutschlands ein Abrüstungsabkommen un-

möglich ist. Da die Begrenzung der Seerüstungen einen Teil

eines solchen Abkommens darstellen wird, so ist auch eine Ver-

minderung der von England und Amerika so sehr gewünschten
finanziellen Lasten der Seerüstung nicht möglich, ohne die Zu-
stimmung Deutschlands in Genf. Es ist nicht so, daß das Wort

Deutschlands auf dieser Konferenz nicht schwer wiegen wird.

Jm übrigen liegt es auf der Hand, daß die Position Deutsch-
lands auf der Abrüstungskonferenz auch sonst keineswegs ungünstig
ist. Deutschland hat abgerüstet. Wenn Mittel und Wege zu einer

allgemeinen Abrüstung gesucht werden, so bietet sich von selbst das

deutsche Beispiel. Der schon erwähnte schlechte und ungerechte
Konventionsentwurf der Vorbereitenden Abrüstungskommission ist
eine Konstruktion im luftleeren Raum ohne jede Erfahrung hin-
sichtlich seiner praktischen Durchführbarkeit. Die für Deutschland
und die anderen abgerüsteten Staaten gültigen Bestimmungen der

Friedensdiktate sind jedoch praktisch zur Durchführung gelangt. Die

Abrüstung dieser Staaten ist tatsächlich in wenigen Jahren durch-
geführt worden und besteht. Deutschland wird deshalb in Genf
immer wieder verlangen müssen, daß die anderen dieselben
Rüstungsbeschränkungen auf sich nehmen, die in den Friedensver-
trägen für die abgerüsteten Staaten formuliert sind. Es wird die

Aufgabe der anderen sein, wenn sie dies nicht wollen, nachzuweisen,
daß ihre Vorschläge hinsichtsich Rüstungsverminderung und -be-

schränkungbesser und wirksamer find als die Methoden der Friedens-
diktate. Auf diese Argumentation darf man gespannt sein.

·

Das durch so viele und tiefgehende Sorgen bedrückte deutsche
Volk wird mit gefpannter Aufmerksamkeit nach Genf blicken müssen.
Wenn es manchem, der in tiefen Nöten steckt, den die Sorge um

das Nächstliegende, das tägliche Brot, in des Wortes unmittel-

barster Bedeutung quält, vielleicht als eine ihn nur mäßig angehende
Frage erscheint, ob Deutschl-and die Gleichberechtigung auf dem
Gebiete der Rüstungen sich erkämpft, ob der Rüstungsausgleich
zwischen uns und der übrigen Welt stattfindet oder nicht, ob die
anderen nach unserem Vorbild und unseren Methoden oder nach
anderem abrüsten, möge folgendes bedenken: Jn Gens entscheidet
sich vielleicht die wichtigste Frage der deutschen Zukunft. Der Ver-

sailler Vertrag, der Deutschland einseitig entwaffnet hat, tat dies
mit der Absicht, durch dauernde Wehrlosigkeit Deutschland als

Großmacht, als entscheidenden politischen Faktor der europäischen
Was die Wehrlosigkeit uns gekostet hat in

den Jahren unaufhörlicher Diktate, Bedrohungen und Erpressungen,
haben wir alle genugsam erlebt. Wäre die Ruhrinvasion mit ihren
Folgeerscheinungen von Währungszussammenbruchund allem, was sich
daraus ergab, möglich gewesen, wenn Deutschland militärisch nicht
machtlos gewesen wäre? Aber nicht nur an die Vergangenheit, auch
an die Zukunft muß man denken. Wir leben heute in einer Zeit,
in der der Krieg noch unpopulär ist, in der psychologische Nach-
wirkungen des Weltkrieges noch wirksam sind. Weiß man, wie die

psychologischeLage Europas in 20 oder Zo Jahren sein wird, wenn

nur noch wenige den Krieg aus eigener Anschauung kennen? Hat
nicht ein französischer General gesagt, daß ein entwaffnetes Land
eine Versuchung für seine Nachbarn sei? Zeigt nicht die Geschichte
die Wahrheit dieses Wortes und hat nicht Deutschland in Jahr-
hunderten politischer Uneinigkeit und damit militärischerMachtlosigs
keit die Wahrheit dieses Wortes auf das surchtbarste erleben müssen?
Jn diesem Zusammenhang muß das deutsche Volk die Allgemeine
Abrüstungskonferenzsehen, die am 2. Februar beginnt. Es muß
wissen, daß es sich·dabei um Lebensfragen seines Daseins handelt.
Jm Bewußtsein seines Rechtes, im Bewußtsein dessen, daß es in
Gens die Abrüstung der anderen nach Maßstab und Methoden der

eigenen Abrüstung zu fordern juristisch und moralisch berechtigt ist,
muß es in voller Einmütigkeit hinter der deutschen Abrüstungs-
delegation stehen, die die schwere Aufgabe hat, gegen vielfältige
WiderständeDeutschlands Recht in Genf zu erkämpfen.

Otto BMUUI - Zum60. Geburtstage des Poet-FischenMinisterpräsioenten
Seit den Novembertagen 1918 haben nur wenige der neuen

Staatsmänner den Einfluß auf die Gestaltung unserer innerpolis
tischen Geschicke ausgeübt wie der Mann, der seit mehr als elf
Jahren an der Spitze des Preußischen Staates —- nach vorangegan-

gener Tätigkeit als Landwirtschaftsminister im Kabinett Paul
Hirsch — steht.

Als Landwirtschaftsminister ist Braun schon am

Tage seines Amtsantritts mit einem Akt hervorgetreten, der dg;
Gesicht des deutschen Ostens und die Struktur der deutsckzenUra-
rischen Verhältnisse nicht unwesentlich verändxki Hak; er gab den
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L a n d a r b e it e r n
,

der bis dahin unter Ausnahmegesetzen stehen-
den Schicht, das ihnen fehlende K o a l i t i o n s r e ch t

, schuf ihnen
damit die Möglichkeit gewerkschaftlichen Zusammenschlussegzum
Abschluß kollektiver Arbeitsverträge,zur Wahrung ihrer elemen-

tcfkstenRechte Und ZUV Elkåmpfungeinigermaßen menschenwür-
dIgeV TebensbedkügungemHier wurde erstmalig ein alteingewurs
Jenes Unrecht an einem schwer benachteiligten Teil unserer Volks-

genossen gutgemacht und zugleich ein wirksames Mittel gewählt,
um« die nationiale Widerstandskraft des deutschen
dünnbevölkerten agrarischen Ostens zu stärken,
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dem starke Leerblutung durch die LandarbeitersAbwcmdeVUng drehte.
Weiter hat Braun seine große und bekannte Energie für Reformen
auf dem landwirtschaftlichen Gebiet eingesetzt; ihm schwebte dabei

vor allem vor, die Produktionskraft der deutschen
Landwirtschaft zu stärken und somit die für unsere Zah-
lungsbilanz verhängnisvolle große Nahrungsmitteleinfuhr auf ein

zu rechtfertigendes Maß zu verringern. Intensivierung der land-
wirtschaftlichen Betriebe, Verbesserung der Erzeugung bis zur Stan-

dardisierung der Hauptprodukte, um der technisch vervollkommneten

Konkurrenz der Haupteinfuhrländer gewachsen zu sein, Verbesserung
des Bodens durch erhöhte Düngemittelzufuhr (künstliche Stickstoff-
erzeugung), Beseitigung alter, lästig empfundener Hemmnisse des

rationelleren Arbeitens in den bäuerlichen Wirtschaften durch ein

systematischesUmlegungsverfahren, großzügiger Ausbau des Bil-

dungswesens der deutschen bäuerlichen Jugend etwa nach dem däni-

schen Vorbild, friedliche Neulandgewinnung durch Moor- und Od-

landkultivierungen im großen Umfang — das waren die praktischen
Wege, die das Ministerium unter Brauns stark vorwärtstreibender

Leitungalsbald zu gehen begann und die es so weit ging, wie es

die finanziellen Machtmittel des Landes in Zeiten schwerster Wirt-

schaftsnot nur irgend erlaubten. Rück-

blickend kann heute festgestellt werden,
daß Brauns Arbeit als Landwirtschaftss
minister der Landwirtschaft Preußens
bedeutsame Antriebe gegeben hat, und

daß eine große Reihe wertvoller und

wirksamer Reformen eingeleitet worden

sind, die die innere Kraft der deutschen
Landwirtschaftgestärkt haben, wenn

sie naturgemäß auch nicht ent-

fernt alle inneren Schäden und

Fehlorganisationen zu beseitigen ver-

mocht haben.
Von weittragender politischer Be-

deutung ist es gewesen, daß Otto
Braun nach dem Kappsputsch das

Preußische Ministerpräsi-
drum übernahm. Von dieser Zeit
an chat er durch seine feste und

ruhige Energie, die sich mit einem
sicher urteilenden Verstand verbindet,
der Entwicklung in Preußen den Stem-
pel seiner Persönlichkeit aufgedrückt.
Es gelang ihm über die furchtbar
schwere Inflationszeit hinweg, die für
den Staat eine doppelte Krisenzeit
bedeutete, die Regierung der

großen Koalition, obwohl in

ihrnbegreiflicherweiseviel zentrifugale
Krafte vorhanden waren, zusammen-

åihaltenunbdfso
der Rotzeit eine breite

egierungsais entgegenzusetzen. Der Rück alt die

Regierungskoalitionbewährte sich insbesonder:als Bkaunstaarlixx
Zesignierendennundskeptischen Stimmungen zum Trotz mit un-

etigszimerStarke sich jedem Versuch einer Lockerung der Zu-

gehrrigkeitder Rheinlande zum Preußischen Staate wider-

LTV
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war ihm absolut klar, daß mit einem solchen schein-

Såerixttachgebenan gewisseStrömungen ein verhängnisvoller erster

e
»

auf einem abschussigenWege getan worden wäre, von dem
S spater kein«Zuruckgäbe, wenn erst einmal der Fehler gemacht

wordensei, die organische Verbindung der Rheinlande mit dem

PreußischennStaatund Verwaltungsapparat, die sich seit hundert

Jahrenbewahrt hatte, in irgendeiner Form aufzugeben oder nur zu
schwachen. Brauns Politik hat sich als richtig erwiesen und er

hat zweifellos dem Reiche damit den besten Dienst geleistetdenn
ein von Preußen losgelöstes Rheinland wäre leicht völligeicAb-
trennung vom Reich unter sranzösischemDruck anheimgefallen.

· Auchin den nun folgenden Jahren der Weimarer Koas
lition hat Otto Braun immer wieder — sei es durch Unter-

stiitzungder Außenpolitik, sei es in den Fragen, die die

Erhaltung eines festen Reichsgefüges gerade in Krisenzeiten be-
trafen — nicht nur die Autorität des Reiches zu stärken gesucht,

sondern mit aller Kraft die Reichsregierung bei ihrer oft niaßlos

schweren und stets in hohem Maße verantwortlichen Arbeit gestützt»
Niemals hat er kleinliche partikularistische Interessen Preußens
den gesamtdeutschen Interessen vorangestellt. Für die Reichs-

reform hat er sich offen eingesetzt und hat immer wieder

erklärt, daß Preußen bereit sei, im Reiche auszugehen, wenn

die anderen Länder seinem Beispiele folgen würden. Er

hat nie dabei unterlassen zu betonen, daß selbstverständlichdiese

Reichsreform die deutschen Stämme und Kulturströmungen

nicht uniformieren und die für ein gesundes Volk kulturell

notwendigen Stammeseigentümlichkeiten nicht unterdrücken oder

beiseite schieben dürfe.
Braun hat es immer verstanden, volle Objektivität bei

allen Staatsgeschäften obwalten zu lassen und hat diese für
einen Staatsmann besonders notwendige Einstellung insbeson-
dere bewiesen, als er an die von vielen Seiten für nahezu un-

lösbar gehaltene Frage der konfessionellen Befriedung
Preußens durch die beiden großen Kirchenverträge her-an-

ging. Große Teile der Offentlichkeit hatten geglaubt, daß ein sozial-
demokratischerMinisterpräsidentdieses Werk nicht vollbringen und

daß er dazu auch nicht die Gefolgschaft
seiner Regierungskoalition finden würde.
Braun hat, all dieser Schwierigkeiten
ungeachtet, in langer und zäher Arbeit

erreicht, daß das Parlament das ka-

tholische Konkordat und später

auch den evangelischen Kir-

ch e n v e r t r a g verabschiedet hat. Da-

mit war eine der schwierigsten Fragen
für den modernen Staat, die von der

Verfassung ungelöstgelassene Abfindung
der großen Kirchen als Entgelt für die

ihnen früher durch Säkularisierungge-

nommenen Kirchengüter bzw. für die

Rechte, die ihnen im alten Staat zustan-
den, in einer Weise zum Abschluß ge-

kommen, daß man in keinem Punkte ein

Recht des Staates aufgab oder ein-

schränkte, auf der anderen Seite aber

die Anhänger der beiden großen chris -

lichen Konfessionen kirchlich voll befrie-
fdigte und damit den Weg zur Aussöhs

nung so mancher noch abseits stehender
Volksteile mit dem modernen Staat

öffnete, die in diesem Staate den

unduldsamen Vertreter antikirchlicher
und gar antireligiöser Tendenzen er-

blickt hatten.
Gerade in Vertragsabschlüssenhatte

Braun schon früher seine besondere
Stärke — Fähigkeit zum ruhigen Ab-

warten und Erfassung des psychologisch richtigen Augenblicks, zähe
Energie und Vermeiden jeder kleinlichen Vorteilshascherei gegen-

über dem Gegner, wenn große Gesichtspunkte in Frage standen —-

bewähren können. Er hat die scheinbar unentwirrbar schwierigen
Groß-Hamburg-Verhandlungen und später die ähnlich

gelagerten Vertragsverhandlungen mit Bremen über das Unter-

wesergebietin einer Weise zu Ende geführt, daß hier wirklich seinem
politischen Ziel Genüge getan werden konnte, Zustände zu schaffen,
in denen mit dem geringsten Kräfteaufwand der größte überhaupt

erreichbare Nutzen für Gesamtdeutschland herausgeholt werden

konnte. In all diesen Verhandlungen hat er, bei aller Wahrung
der Interessen des Preußischen Staates, als Vertreter ges amt-

deutfcher Interessen, als deutscher Staatsmann

gehandelt. Hans Goslar.
i- I-

si-

Eben, gerade zum 60. Geburtstag, erscheint im H. P.-Verlag
G. m. b. H» Berlin Sw, aus der Feder von Hans Steffen
in sehr guter Ausstattung und zum Preise von 1,35 RM.

eine Schrift: »Otto Braun«, die, beginnend mit der eindrucksvollen

Schilderung der ostpreußifchenJugend, den Werdegang Brauns und

seine Tätigkeit als Politiker und Staatsmann bis in diese Tage
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hinein aufzeigt. Objektiv und von« Parteigesichtspunkten frei, wird

hier in einer ganz ausgezeichnet wirkenden Form und in immer

interessanter Darstellung dem deutschen Volke Leben und Leistung
eines Mannes gezeigt, der durch seine Arbeit bewiesen hat, welche
intellektuellen Kräfte gerade in der deutschen Arbeiterschaft schlum-

mern. Zum erstenmal wird hier für Freund und Gegner Otto
- Brauns ein wahrheitsgetreues Bild seiner politischen Persönlichkeit

geboten, das den Mann und sein Werk aus dem Tages-
kampf heraushebt und ihn allen Kreisen Deutschlands verständlich
machen will. br.

Wandlnnaen des wirtschaftlichenKrisenbildes
11. Der Warenmarki

Von Dr. A u g u st M ü ll e r
, Staatssekretär a. D.

(Der einleitende Aufsatz »Bevölkecungsfragen und Arbeitsmarkt-« erschien in Heimatdienst 1931, Heft 23.)

Die für den Charakter der gegenwärtigen Wirtschaftsverfassung
entscheidenden Merkmale sind: der kapitalistische Unternehmer, die

marktmäßige Verbundenheit aller Wirtschaftsvorgänge und der freie
Lohnarbeiter. Der störungsfreie Ablauf des wirtschaftlichen Gesamt-
prozesses hängt darum von dem Vorhandensein von Kapital,
A b a tz und A r b e it s k r ä f t e n ab. Eine ausgeglichene Wirt-

schaft,innerhalb der diese drei Erfordernisse in den erforderlichen
Proportionen zur Verfügung stehen, ist das wirtschaftliche Ideal,
das aber selten erreicht wird, weshalb die Konjunkturlehre sich dar-
über streitet, ob man unter dem ,,Rormalzustan-d«der kapitalistischen
Wirtschaft die Perioden der iausgeglichenen Wirtschaftsverhältnisse
oder der Störungen des Wirtschaftsablaufs zu verstehen hat. Sieht
man iab von den bedeutungsloseren Wellenbewegungen im Auf und
Ab des Wirtschaftslebens, so kann man seit dem Eintritt der kapi-
talistischen Wirtschaft in sdas Mannesalter vier große Intervalle
unterscheiden, Gezeiten des wirtschaftlichen Lebensstromes: 182211842
Niedergang, 1843J1873 Aufschwung, 1874l1894 Niedergang,
1895l1915 Aufschwung. Dann kam die große Zäsur: der Welt-

krieg, der Ausmaß und Eigenart der gegenwärtigen Wirtschafts-
krifis entscheidend bestimmt.
Für die Krisenproblematik der

Gegenwart ist ·
es bezeichnend,

daß in keiner Krisenperiode zu- DerWelthandel von 181404931

Krisenheilmittel werden aber zum Teil durch Änderungen
der weltwirtschaftlichen Struktur beeinflußt.

Die Aufschwungsperiode von 1895 bis 1913 war von so augen-
scheinlichen vorteilhaften Wirkungen auf die soziale Sphäre be-

gleitet, daß der Wirtschaftsoptimismus einer Krisenwürdigung den
We bahnen konnte, die das Spiel der Wechsellagen im Konjunktur-
ver auf vor allzu starkem Ausschlag nach übertriebener Prosperität
unid daraus resultierendem steilen Absturz in das Krisental durch
eine Reihe von regelnden Wirtschaftsfaktoren beeinflußt wähnte.
Das gilt mehr von den Praktikern als von den Theoretikern des
Wirtsch-aftswesens. Diese letzteren fühlten den Zusammenhang, von

dem die stärkste Erschütterung des weltwirtschaftlichen Systems
ausgehen konnte. Es war die Hegemonie Europas, das in
der Zeit, in der sich Kapitalismus und Weltwirtschaft entwickelten,
das kulturelligeistige Zentrum der Welt war und darauf eine wirt-

schaftlichdtechnische Entwicklung aufbaute, die zur politischen,
finanziellen und wirtschaftlichen Vormachtstellung Europas führte.
Der »Knalleffekt der ·menschlichen Kultur«, um einen Ausdruck
Sombarts zu gebrauchen: der moderne -Kapitalismus, räumte Euro a

für ein paar Jahrhunderte die

Herrscherstellung in der Welt ein
und prägte dadurch natürlich
dem weltwirtschaftlichen Orga-

vor so zahlreiche Propheten des«

kapitalistischen Weltunterganges
vorhanden waren als heute.·Noch
bezeichnender ist allerdings der

Umstand, daß die — historisch
und wirtschaftsdogmatisch ge-
sehen — allein berechtigten
Erben: die Vertreter des marxistis
schen Sozialismus, die ihnen zu-
gedachte Erbschaft ablehnen. Erst
vor ein paar Wochen hatKarl
Kautsky die Auffassung zu-
rückgewiefen, daß die jetzige Krise
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so um 1900 herum fühlten kluge
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päische Vormachtstellung erschüt-
tern mußte. Es entstand die
Lehre von den imperia-
listifchen Herrschaftss
gebieten als Ersatz des von

Europa beherrschten wirtschaft-
lichen Imperiums mit relativ

freiem Warenaustausch und
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JZLZMk rungem die der europäischeWelt-

gekommen.« Der Sozialismus, .l.l). bankier zum Hauptmittel seiner
»ein langsamer Prozeß«, sei
an uftreben und müssesorg-
fältig vorbereitet werden, als »Mittel zur überwindung der gegen-
wärtigen Krise kommt er nicht in Betracht!«

·

Dieses Urteil deckt sich durchaus mit dem der wissenschaftlichen
Kenner des Krisenproblems. »Die gegenwärtige Weltkrisis ist eine

einfache Absatzkrisi-s-, wie sie im Gefolge jedes größeren
Krieges aufgetreten ist, seit es eine marktverbundene Verkehrswirts
schaft gibt; der Kapitalismus ist an ihr völlig unschuldigs So
Sombart im ,,Wirtfchaftsleben im Zeitalter des Hochkapitaliss
mus«. In der Tat« verschließt man sich offenbar einer richtigen
Erkenntnis der gegenwärtigen Krisenursachen und damit auch der

erforderlichen krisentherapeutischen Gegenmittel, wenn man die ent-

scheidenden Tatsachen: die Wirtschaftsexpansion während des Krie-

es, die wirtschaftliche Unlogik der Friedensschlüsse und die Folgen
Zerim Kriege wurzelnden ·Inflationskonjunkturen, unrichtig be-

wertet. Im einzelnen ist der Zusammenhang zwischen den ex-

zeptionellen Formen der heutigen Wirtschaftskrise und dem Welt-

krieg hier nicht zu verfolgen. Die verschiedenen Epochen des Wirt-

schaftslebensweisen immer einen besonderen ihre wirtschaftlichen
·

tembewegungen illustrierenden Konjunkturstil auf. Überdas»was

der internationalen P olitik obliegt, wenn sie ihr Teil zur Uber-

windung der Weltwirtschaftskrise beitragen will, besteht unter den

an wirtschaftlichem Denken orientierten Beurteilern der Sachlage
keinerlei Meinungsverschiedenheit. Die w i r ts ch a f t l i ch e n
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wirtschaftlichen Herrschaft aus-

zugestalten verstanden hatte. Der

Weltkrieg drängte einen Entwicklungsprozeßvom 50 Jahren, der, wenn

ihn lediglich wirtschaftlich bedingte Impulse dirigierten, eine E v o l u-

tio n bedeutet hätte, in fünf Iahren zusammen und gestaltete ihn
zur Revolutionl Hierin ist der entscheidende Grund für die
besondere Schmerzhaftigkeit der gegenwärtig sich vollziehenden Um-

stellungen im weltwirtschaftlichen Organismus zu erblicken. Die
asiatischen Probleme steigern ihre Wirkung: Vermehrt um den

größten Teil des früheren europäischenRußland, sucht sich A sien,
das immer außerhalb des vom europäischen Kapitalismus gepräg-
ten Gefüges zu bleiben strebte, andere Lebensformen, die den be-

völkertstenErdteil zu einem wirtschaftspolitischen Außenseiter machen.
Die Vorstellung, daß die im Krieg entstandenen Überkapazitäten
der Eisen- und Stahlindustrie nach Beendigung der Granatenkons
junktur mit der Herstellung von Verkehrsanlagen in China und
Südamerika die Übergangsschwierigkeitenüberwinden könnten, ist

grausamzerstört
worden. Das ökonomischeGewicht dieser Tat-

ache mag durch die Feststellung beleuchtet werden, daß im Jahres-
durchschnitt von 1901 bis I913 allein mit der Herstellung von Eisen-
bahnen fünf Millionen Arbeiter —- nach Angaben im
Handwörterbuch der Staatswissenschaften —- beschäftigt waren.

Der Welthandel hat den raschen Aufstieg, der ihn von

einem Umsatzwert von 69 Milliarden im Iahre 1890 zu 160 Mil-
liarden 1913 führte, nach dem Kriege nicht wieder erreicht. Das
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««Warenaustauschwächst aber

Vei- Heimotdiensi

Fehlen vergleichbarer Mengenangaben und die Wertänderungen er-

schweren einen präzisen Vergleich. I925 soll erstmalig der Vor-

kriegsumfang des Welthandels erreicht worden sein, im ersten Halb-
jahr 1931 schließt das Institut für Konjunkturforschung aber nur

noch auf eine mengenmäßigeUmsatzerweiterung von 5 v. H. gegen-
über 1913. Der Enqueteausschuß stellte —- bei Berechnung nach
Werten von 1915 — fest, daß das deutsche Handelsvolumen
1925 noch um 5 Milliarden geringer war als vor dem Kriege. Für
die Ungereimtheit der Entwicklung mag
die Tatsache zeugen, daß in der Nach-
kriegszeit der Schiffbau aber so ge-
fördert wurde, daß er das Doppelte der

Gütermenge transportieren könnte, die
DieVerschiebungimWenn-indes

pools hinzugekommen ist. Die Folge ist eine aus der Überproduktion
entspringende Not der übers eeis chen Farmer und eine Agrar-
not bei den durch diese Konkurrenz bedrohten europäischen
Bauern, gegen die in Europa zollpolitische Maßnahmen angewandt
werden, die wieder rückwirkend andere, den weltwirtschaftlichen
Zusammenhang stören-deFolgen nach sich ziehen. Auf der anderen

Seite des Ozeans ist der Farmer zum Subventionss

empfänger geworden. Das Mengenproblem vermag er nur zu
lösen, wenn er sich zu erheblicher Ein-

schränkungseiner Produktion entschließt.
Die Subventionspolitik der Regierungen
verlangsamt aber diesen Genesungss

heute die ,,nassen Grenzen« passiert. Der
relativ

schnell bei Zunahme der industriel-
len Gebiete in der Weltwirtschaft, ein

Zusammenhang, der die konjunkturelle
Bedeutung des geringen Wachstums des
Welthandelsvolumens unterstreicht.

Sehr bedeutsam sind die Verschie- - ,
lningen im Anteil der einzelnen Erd- - - -
teile am. Welthandel. Noch wichtiger ist

«

«

aber die unverkennbare Tendenz zur -

Einfuhr W

1900 1913

c:o-o Z o L b I o.O
Abkehr vom Freihandel. och- -
schutzzöllnerischenMaßnahmen gefellen
sich Einfuhrerschwerungenanderer Art

hinzu, wie die Festsetzung von Handels- H-
kontingenten, die Schasfung von übers -
nationalen Zollvereinigungen und der-
gleichen. Da sich die internationale Be- -

wegung des Kapitals bereits sehr weit-
-

gehend von ökonomischenGesetzmäßig-
keiten und rein wirtschaftlichen Erwä-
SUITSFNentfernt hat, sind die handels-

·

politischenVorgänge ein weiterer Be-

weis fur die Abkehr von wirtschafts-
politischen Grundsätzen, die bis zum
Ausbruchdes Weltkrieges einen starken
Einfluß»auf die weltwirtschaftliche
Arbeitsteilungausgeübt haben, aller-

dings im Kern schon in den vorhin er-

wahnten wirtschaftsimperialistischenEr-

XXXXXXXXÄXXXXXXX
XXXXXXXXXXGOX

Deutschland

Anteile i.v.H.des Welihdndels

25 zozi 1900 191 zszozi
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prozeß. Die Jntensivierung der euro-

päischen Landwirtschaft hat so zu Pa-
rallelerscheinungen der überseeischen
Agrarprobleme geführt, die im inter-
nationalen Zusammenhange viel schwie-
riger zu lösen sind als bei der letzten
großen Agrarkrisis, auf die der allge-
meine Charakter der weltwirtschaftlichen
Entwicklung lindernd wirkte.

Die gewerbliche Produk-
tionssteigerung in der letztenAufs
schwungperiode vor dem Kriege steht noch
stark unter dem Eindruck der zunehmen-
den Nutzung anorganischer Stoffe
auf mechanischem Wege. Mehr und mehr
ist an Stelle dieser Methoden das von

der Chemie angewandte analytische
Verfahren getreten, das mehr Kapital-,
aber weniger Lohnkosten erfordert und

dadurch den Arbeitsmarkt ungünstig be-

einflußt. Die ungeheure A u s w e i t u n g
der gewerblichen Produktion illustriert
der Zensus der Vereinigten Staaten, nach
dem die Produktionsmenge in den 42

Hauptindustrien von 100 im Jahre 1899«

-- auf 247 im Jahre 1925, die Arbeiter-

--- zahl in der gleichen Zeit aber nur von
·

100 auf 135 gestiegen ist, In Deutsch-
Deuischland land stieg von 1900 bis 1913 die Eisen-

produktion von 8,5 auf 19,2, die Kohlen-
oivs förderung von 149,8 auf 277,5 Millionen

Ausfuhr M
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-
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orterungen stecken. Es reifen heute

nFingenkorngydisdieF
damals ausgesät

,

r en, un -e e rucht wirkt nachteili au das weltwirt a t-
licheGefügeein. Der«früher vorhandenegsinnfvolleZusammexicklliaiig
zdwischeneinzelnen Wirtschaftsgebieten auf der Erde wird gestört,
gekrisenstarkendenFaktoren werden wirksamer. Natürlich kann

Ein
er die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung durch protektionistischeaßnahmen nicht aufgehoben werden. Si b t

s· -

Zusammenhängemdie den Autor.
e eruh auf naturlichen

kiebestrebungen entgegenwirken.
Aber irrationale handels-
politifcheMaßnahmenerschwe-
ren sicherlich die Erholung der
Welt von der schweren Wirt-
schaftskrisis,in der sie sich be-
findet. —- Handelspolitik und
Agrarkrisis stehen in
engem Zusammenhangmitein-
ander-. Die extensiv wirtschaften-

1
- Ederwichi

110

den mechanisierten Getreides
betriebe in den Vereinigten
Staaten, Kanada, Australien
und Argentinien haben ihre
Produktionskostenauf amerika-
nischemSteppengebiet bis auf80 bis»95 Mark die Tonne her-
abgedrückt.Die deutschen Pro-
duktionskostenfür Weizen be-

tragen das Doppelte. Alle euro-

paischenZuschußgebieteschützen
ihre»Landwirtschaftvor dieser
ruinosen Konkurrenz. So ent-
steht Überproduktion in
den Agrargebieten und Über -

protektionismus in den

(

-eUWpäischenZuschußgebietenmit störenden Wirkungen mancherlei
rt Gegenüber der Zeit vor 1900 hat der über eeischeFormer einen

gxoßerenKostenvorsprung,weil nicht nurseiiieProduktionskosten

änsålnkemsonderndie der »europäischenGetreideerzeuger gestiegen
bild. Zugleich ist in den.überseeischenZufuhrgebieten die Vorratss

AnlFingüberalles Maß hinausgewachsenweil zur Ausdehnung der

dls aUfchchen die Magazinierungder berschüssefrüherer Ernten
.1rchbessere Konservierungsmethodenund die Wirkung der Getreides

Entwicklu derdndu

1880 1890 1900

Tonnen. Jm Reich- der Kohle, des
Stuhls. der Elektrotechnik, der Chemie,

der Textilien und des Maschinenbaues vermehrte sich die Pro-
duktion von 1915 bis 1927 noch um 15 v. H Eine relative

Überproduktion für viele Produkte ist das Ergebnis dieser
stürmischenEntwicklung. Der Jndividualbetrieb verschwindet und

macht gesellschaftlichen Organisationsformen Platz, bei denen

vielfach der retardierende Einfluß des seine eigene Haut zu Markte

tragenden persönlichen Unter-

kiehmersfehlt.- ZiehEensdcånzzur
’

·bere panion o ne n on im
Juki-on x s «

20

110

Zuge der Zeit liegend, wird da-

durch gefördert. Immer kühnere,
Kapital verschlingende R at i o -

nalisierungsexperis
m e n t e werden gemacht, erhöhen
die Last der fixen Kosten und

erschweren die Anpassung der

90 Erzeugung an die Marktschwan-
so kungen, weil die Nutzschwelle

70 rationalisierter Betriebe um so
näher bei hundertprozentiger Be-

schäftigung liegt, je komplizier-
ter und technisch vollkommener
die Rationalisierungseinrichtuns
gen sind. Besonders in Deutsch-
land und in den Vereinigten
Staaten ist die Krisenempfinds
lichkeit zahlreicher Industrie-

betriebe durch diese Zusammen-
hänge gewachsen. Das organisa-
torische Rationalisierungsmittel:
Trusts, Kartelle und andere

marktbeeinflussende
Gebilde mit ihren gebundenen

Preisen hat gleichfalls die Anpassungsfähigkeit der gewerblichen
Produktion an die Schwankungen von Angebot und«Nachfragever-

mindert. Ganz deutlich zeigt sich das an der Preisstarre der
gebun denen Preis e, verglichen mit den Jndizes für reagible

Preise. Wageinann nimmt an, daß in Deutschlandetwa 50 v.

der Rohstoffpreise, 25 bis Zo v. H. der Jndustriepreise und 15 bis

20 v.H. der Preise von Produkten des Handwerks gebunden find.
In schnellem Tempo breiten sich in der Nachkriegszeit auch im
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internationalen Verkehr die Kartelle aus. Eine amerikanische
-Schätzung bezifferte die internationalen Kartelle1913

auf 110, heute rechnet man mit 220 bis 250. Das Wachstum ihrer
qualitativen Bedeutung übertrifft aber das quantitative erheblich.
Die Kartellpreise verhindern genügendes Abgleiten der preise für
Produktionsgüter, die bei allen früheren Krisen unter die Roh-
stoff- und Agrarpreise sanken, und stellen darum ein Hindernis der

Krisenüberwindung dar, das sich in seiner ganzen Bedeutung zum
ersten Male offenbart!

Es bedarf keiner näheren Darlegungen, daß die vorstehend an-

geführten Änderungen der internationalen Wirtschaftskonjunktur zum
Teil weitgehende Wirkungen auf den weltwirtschaftlichen Kreis-

lauf ausüben müssen. Siie beeinflussen Umfang, Form und Metho-

den des Abs atzes, wenn nicht allgemein, so doch für einzelne
Volkswirtschaften. Woytinsky glaubte Mitte Juli den durch die

Krise verursachten Ausfall für sämtliche Länder des europäisch-
amerikanischen Kulturkreises bis Ende 1931 auf 150 M i llia r d e n

veranschlagen zu können. Ob diese Ziffer nun zu hoch oder zu
gering geschätztsein mag: daß solche Berechnungen angestellt werden

können, veranschaulicht das ungeheuerliche Gewicht der Krise für
die Völker mit entwickelter Wirtschaftsorganisationl Und all das
Elend wird nicht durch Unergiebigkeit der Produktion und der

Produktivkräfte erzeugt, sondern durch Mängel im Vertei-

lungssystem Die Krise ist heute ebenso richtig wie vor hun-
dert Jahren durch das damals geprägte Wort Fourriers gekenn-·
zeichnet: Krise des Überschusses!

Verwirrung der Währungsbegrisfe
Von Kur-i Heinig, M. d. R.

Früher nannten sich die Goldmacher ganz ehrlich Alchimisten,
jetzt nennen sie sich Erneuerer. Aber diejenigen, die ihnen be-
wundernd zuhören, sie sind noch die gleichen wie vor fünfhundert
Jahren, es sind Gutgläubige
oder Spekulanten. Geld zu
,,machen« ist immer eine Sehn-
sucht der geistig einfachen Men-

schen gewesen. Das Dukaten-

männchen spielt auf den Jahr-
märkten auch heute noch seine
drastische Rolle, obwohl es über

den vielen neuen Währungs-
theoretikern, die durch die Not
der Zeit dem deutschen Volke

beschert wurden, beinahe ins

Vergessen geraten ist. Sie machen
so viel Lärm, daß darüber kaum

noch die Vernunft gehört wird.

Deswegen sei hier in kurzem
Abriß versucht, die neuen Geld-

machertheorien in ihrem Wesen
—- nicht nach ihren Begriffen-—
darzustellen.

Vorerst: Warum nicht nach
ihren Begriffen? Weil die Be-

griffe der neuen Währungstheos
retiker nur Verwirrungen
sind! Zum Beispiel: »B i n n e n-

mark«. Andere als Binnen-

währungen (nationale Währun-
. ·

gen) gibt es überhaupt nicht! Auch Kaurimuscheln sind eine
«Binnen«-Währung. Wenn mit Binnenmark aber etwa eine Wah-
rung gemeint sein"soll, die andere Länder nichts angehen darf, dann

muß Deutschland mit

Der Pfundsiurz einer chinesischen

und seine Pückwirkunggi
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Mauerumgeben wer-

den. Sobald ein Land

»
. auch nur für fünf

Kursweri der Wahrunqenm U.ö.A.-Doilar.Demut-Wo pfekmige Handel
über die Grenzen
treibt, wird seine95 Binnenwährung mit

o
der Binnenwährung9 anderer Länder in

65 irgendein Wertmaß-
verhältnis gesetzt

80
werden. Es wird im-
mer einen Handel
in den verschiedenen75 staatlichen Währun-

70 gen der Welt geben.

95
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80

75

Beispiel: R o g -

65 65
genmark«. Gegen
Ende der Jnflation

60 60
weigerten sich im be-

sonderen die Land-
FF . 55

wirte, die wertlosen

so Jnflations s«Milliar-

denscheine anzuneh-

45
men. Helfferich schlug
damals eine Wäh-

40 rung vor, deren

Werteinheit 1 Pfd.

FO-

äiil 2010.5.11.1b.11.27212
pl D Roggen war. Rog-
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Oder zum anderen -

gen ist keine im Werte beständigeWährungsunterlage. Wer verlangt
denn heute noch eine Mark, deren Wertmaß der Preis des

Roggens sein soll? -—- Helfferich veröffentlichte seinen Währungsplan
unter dem Titel »Brotwährung«
in der ,,Kreuzzeitung« vom

14. Septbr. 1923. Der Plan wollte
die Ernte mobilisieren, er wollte
dem Landwirt ein Geld bieten,
dessen Grundlagen er versteht.
Der damalige Reichsfinanzs
minisier Hilferding wandelte
den Helfferichschen Roggens
markplan zur R e n t e n-

m a r k.

Man darf also das Wesen
der vielen neuen Währungsvors
schläge nicht nach den Begriffen
untersuchen, mit denen sie be-

zeichnet sind, sie treffen nicht die

Sache, sondern zeigen nur die

Unklarheit und Unorientiertheit
ihrer Erfinder.

Nach ihrem Wesen beruhen
alle Vorschläge über Geld-

schöpfung auf zwei Motiven:

A. die einen wollen m e h r

Geld machen, um damit K r e -

dit aus dem Nichts zu schöpfen, weil man

meint, daß damit Produktion erzeugt, also Arbeit geschaffen
werden könne,

B. die anderen wollen das Geld v e r m e h r e n
,

um es zu ,,v e r -

billigen«, um

Wo
«

Bekleid.

alle Schulden leich-
» »

ter tragbar zu
machen alsp die BewegungderassattschenValuten

s

Schtttldenzu ent- U.6.A.Do«drpantdi-1OO
wer en. . .
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neue Kreditgeld be- 80L- so

konxizmensoll. Per
,
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daß das Reich be-

sondere Staats-
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würden diese Staatskassenscheine im Geldumlauf bleiben,«
also die Zahlungsmittelmenge entsprechend vermehren. Aus einigen
Kreisen der Landwirtschaft wird verlangt, daß die Staatskassenscheine
unter keinen Umständen für staatliche und kommunale

Zwecke ausgegeben, sondern »der Bedarfswirtschaft zum Werte-

schaffen ausgehändigt« werden. »Die werteschaffende Wirtschaft,
Landwirtschaft, Bergwerke, Hausbesitz usw. können die Zahlungs-
mittel unmittelbar vom Staat erhalten, ein Bruchteil des Ertrags-
wertes bildet die Grundlage und wird entsprechend staatlich belastet.«
Auch hier haben wir es mit nichts anderem als mit Kredit-

schöpfung durch Gelddruck zu tun. Diese Staatskassenscheine wür-
den den Geldmittelumlauf ebenfalls entsprechend vermehren, nachdem
sie bestimmten privaten Wirtschaftstreisen ausgehändigt worden sind.
« Die Geldschöpfer aller Sorten bestreiten selbstverständlich,daß

sie irgendeine Jnflation wollen, aber sie sind immer als Geld-

vermehrer zwangsläufig Geld»verbilliger«, also Inflatio-
nisten. Sie wollen die Menge des jetzt umlaufenden Geldes um

einige »Milliardenvermehren.
Die deutsche Währung ist aus ganz anderen Gründen ,,krank«,

als die Wunderdoktoren glauben machen wollen. Ein Währungs-
system, das stabile, also gleichbleibende Preise sichert, existiert über-

haupt nicht. Wollte man die Währung zum Beispiel auf einem

Warenindex statt auf Gold aufbauen, dann würde der Streit um die

Berechnungsgrundlagen des Jndex eine politische Msachtfrage sein.
Wenn das Vertrauen fehlt — 1931 war das Jahr der Vertrauens-

krise der ganzen Welt —- und jeder nur noch an Vertikow und

Strumpf als sichersten Tresor glaubt, wenn alle Gläubiger ihre KreH
dite zurückfordern und dazu die Welt mit einer ungeheuerlichen

-

Kriegshypothek belastet ist, deren Gegenwert in die Luft flog und

vernichtet wurde, dann gibt es überhaupt keine Währung, die gesund
bleiben kann. Wir müssen die Atmosphäre bereinigen, in der die

Währungen leben, dann werden sie auch wieder funktionieren; kranke

Währungen sind Folgen, nicht Ursachen.« Deswegen dürfen wir keine

Kurpfuscher an die deutsche Mark lassen, die meinen, die wirtschaft-
lichen Verhältnisse würden sich bessern, wenn die Mark irgendwie
,,verlängert« oder ,,gestreckt«würde. Selbstverständlichwürden sich
alle Schuldner freuen, wenn ihre Last kleiner würde. (Da«s ist die

Kategorie B!) Aber zu den dann geschädigtenGläubigern gehören
auch die Verkäufer von Arbeitskraft —- sie alle wären die Betrogenen.
Krisenlose Politik machen ist besser als Währungskrisen durch Geld-

theorien heilen zu wollen.

Die deutschenLänder
Wer regiert?

Von Oberreg.-Rat Dr. H. Teipel

In Deutschlandgibt es zur Zeit 17 Länder, die insgesamt nach
dem gleichen System regiert werden wie das Reich, obwohl sich
ihre Aufgabenvon denen des Reiches erheblich unterscheiden. Auchdie Lander ·haben ihren Parlamentarismus und-« dasselbe Wahl-
verfahrenwie das Reich, also dieselben Methoden, ihren Volks-
willen für die Staatsführung zu organisieren. Die
einzelnen Regierungen und deren arlamentari e Ba en wei en
erheblich voneinander ab.

p ich f ch

Preußen
In Preußen ist zuletzt am 20. Mai 1928 gewählt worden.
Die Wahlen befestigten die bis dahin ziemlich unsichere
Mehrheit der sogenannten Weimarer Parteien. Sie be-
tragt zur Zeit 2332gegen 21«8 Stimmen einer in sichsgegen-

« satzlichenOpposition. Das parteigebundene Kabinett, indem die.Sozialdemokraten,das Zentrum und die Staatspartei ver-
treten si«nd,hat»sichdarum bisher als sehr stabil erwiesen. Am
20. Mai 1932 ist die jetzige Legislaturperiode des Landtags ab-
gelaufen. Ob alsdann wieder ein parteigebundenesKabinett mit derselbenvorbildlichen Stetigkeit geschaffen werden

Zackiiiåmeåsggifiåigiigäsichtsdärinzwischeneingetretenen gewaltigen
en in er ä

· «
·

-

lich sehr fraglich·
g herschaft wenigstens augenblick

Bayern
Am 22. August 1930 ist das Kabinett Dr. Held zurück-
getreten,

»

nachdem kurze Zeit- vorher der Bauernbund
seinen FührerDr. Fehr aus der Regierung zurückgezogen
hatte. Seitdem hat die Regierung Dr. Held nur »ge-

. »schaft«sführenden« Charakter. Vertreten sindin Ihr die BayervischeVolkspartei und die Deutschnationalen, letzteredurch den- Iustizminister Dr. Gärtner. Aus dem Landtag, der
ebenfalls zuletzt am 20. Mai 1928 gewählt worden ist, mußten
im Novemberauf Grund eines Urteils des Staatsgerichtshofes
vom Mai 1930 fünfzehn Abgeordnete ausscheiden. Ihre Wahl
War als »verfassungswidrig«erklärt worden. Eine eigentliche
Regierungskoalition besteht nicht mehr.

( Sanierungsmaßnahmenshat die Regierung mit Hilfe der Sozial-demokratie durchgesetzt.
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Württeniberg
Nach den am 20. Mai 1928 erfolgten Landtagswahlen
wurde eine.Regierung gebildet, die sich auf die bürger-
lichen P arteien mit Ausnahme der Demokraten und
der Deutschen Volkspartei stützte. Sie verfügte über

»

40 Mandate von insgesamt 80 und war daher nur be-
schrankt arbeitsfähig. Durch den späteren Beitritt dieser beiden

Gruppen verfügt sie jetzt über eine Mehrheit von 47 gegen
73 Stimmen. Die neuen Gemeindewahlen in Württemberg haben
jedoch ein derartiges Wachstum der radikalen Flügelparteien auf
Kosten aller anderen Parteien —- mit Ausnahme nur des Zentrmus
— ergeben- daß die Aussichten für eine feste Mehrheitskoalition

Fäiclsis
den kommenden Landtagswahlen sehr skeptisch beurteilt werden

en. -

Wichtige
'

Sachsen

TM In Sachsen regiert ein reines Beamtenkabinett,
«

dessen vier Minister es ablehnen, als partei-
gebunden zu gelten, auch wenn zwei von ihnen, der

Ministerpräsident, der zugleich das Kultusministerium ver-

waltet, und der Finanzminister, der Deutschen Volks-

partei entstammen. Die Sozialdemokratie besitzt mit 32 Ab-
geordneten unter insgesamt 92 die stärkste·.Fraktion, nach ihr
kommen mit 14 Abgeordneten die Kommunistem Die regierende
Deutsche Volkspartei besitzt nur 8 Mandate, das übrige ist zer-
splittert. Der jetzige Landtag ist am 22. Juni 1950 gewähltworden.
Gegenwärtig ist ein Volksentscheid auf Auflösung des Landtags in

Vorbereitung.
Bemerkenswert war der Verlauf der am 24. November1930

getätigten Reuwahl des Landtagspräsidenten. Als Präsident»w»urde
der Sozialdemokrat Weckel wiedergewählt, Erster Vizeprasident
wurde der bisherige Zweite Vizepräsident Bretschneider von der

Staatspartei. Sie zählt nur drei Mandate. Zweiter Vizeprasident
wurde der Abgeordnete Lasse von der Volksnationalen«Reichs-
vereinigung, die über nur zwei Mandate verfügt. Die volligeZer-
fahrenheit der ,,bürgerlichen« Mandatsgruppen hat es diesmal der

Sozialdemokratie ermöglicht, das Landtagspräsidium nach eigenem
Gutdünken zusammenzusetzen.

Baden

Jn Baden regiert seit den letzten Landtagswahlen ·im
November 1929,eine parteigebundene Regie-
rung. Sie stützte sich zunächst auf eine Koalition von

Zentrum und Sozialdemokratie, nachdem bis· ·zu den

Wahlen ununterbrochen die Weimarer Koalition ·be-

standen hatte. Die Demokraten (Staatspartei) lehnten. es aber
nach den Reuwahlen ab, dem Zentrum das Kultusministerium
zu überlassen. Da die Deutsche Volkspartei hierüber entgegen-
kommender dachte, wurde sie zu Beginn des Jahres 1931
mit der Verwaltung des ,.Finanzministeriums beauftragt. Baden

besitzt also jetzt eine parlamentarische Regierungs-
ko a l itio n aus Zentrum, Sozialdemokratie und Deutscher Volks-

partei. Sie verfügt über 59 Mandate von ins esamt 91. Auch

Zentrum (Z4 Mandate) und Sozialdemokratie 18 Mandate) be-

saßen für sich bereits die absolute Mehrheit.
«

Hessen
In Hessen regierte seit Beginn der Demokratie bis zu »den
letzten Neuwahlen ununterbrochen die Weimarer Koalition.

Sie ist durch die am 15. November 1931 lerfolgtenNeu-

wahlen erschüttert worden. Danach setzte sich der Landtag
«wie folgt neu zusammen: Sozialdemokraten 1»5.(bisher24),

Zentrum 10 (lZ), Kommunisten lo (4), KommuniftischeOppo-
sition 1 (2), Deutsche Volkspartei 1 »(7),Staatspartei«1 (2 Alt-

demokraten), Christlich-sozialer Volksdienst1 (0), HessischesLand-

volk 2 (9), Deutschnationale I (Z), SozialistischeArbeiterpartei1·(0),
Nationalsozialistische Partei 27 (1). Die bisherige Koalition wurde
damit von 70 Mandaten insgesamt über nur 26 verfügen, wahrend
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die Rationalsozialistenallein 27 Abgeordnete zählen. Bei der Wahl
zum Landtagspräsidenten .ist das Zentrum für den national-

sozialistischen Kandidaten eingetreten, so daß dieser gewählt wurde.
Das bisherige Kabinett der Weimarer Koalition ist nach den Reu-

wahlen zurückgetreten und fungiert als »Ges chäftskabinett«
weiter. Von den vorhandenen vier Ministerien ist das Ministerium
für Arbeit und Wirtschaft, das der Demokrat Korell verwaltete, am

1. Dezember1931 zwischen Innen- und Finanzministerium auf-
geteiltworden.

O l d e n b U r g
Die letzten Landtagswahlen am 7. Mai 1931 ergaben fol-
gendeMandatsverteilung: 19 Nationalsozialisten, 2 Deutsch-
nationale, 2 Deutsche Volkspartei, 1 Landvolkpartei,
9 Zentrum, 1 Staatspartei, 11 Sozialdemokraten und
Z Kommunisten. Da eine parlamentarische Koalitions-

bildung aussichtslos erschien, blieb wie in der voraufgegangenen
Legislaturperiode ein reines Geschäftskabinett mit drei
Ministern in der Verantwortung Es war nach den Wahlen auf
Grund eines angenommenen Mißtrauensantrags zurückgetreten.
Die Rechte strebt mit einem VolksbegehrenReuwahlen an.

Thüringen

— ,,· Nach den am «8.Dezember 1929 erfolgten Landtagswahlen
pr wurde zunächst eine Rechtskoalition, bestehend aus Ver-

HH tretern der Landvolkpartei, der Nationalsozialisten und der

Wirtschaftspartei, gebildet. «

Mit den unterstützenden
Stimmen der Deutschnationalen und der Deutschen Volks-

partei verfügte das Kabinett über 28 Stimmen von insgesamt ZZ.

Mißhellvigkeitenzwischen dem nationalsozialistischen Jnnenminister
Dr. Frick und der Deutschen Volkspartei haben zum Ausscheiden
der Rationalsozialisten aus der Regierungskoalition geführt, so daß
nunmehr ein Geschäftskabinett aus zwei Ministern die

Verwaltung weiterführt, das von den Sozialdemokraten, mit
18 Mandaten die stärkste Fraktiom toleriert wird.

litt"«:nllt!l
it

Braunschweig
Auch in Braunschweig ist nach den Landtagswahlen am

I4. September 1930 eine Rechtskoalition zustande ge-
kommen. Das aus 40 Abgeordneten bestehende Parla-
ment setzt sich zusammen aus 11 Abgeordneten der Bür-

gerlichen Einheitsliste, 9 Nationalsozialisten, 1 Volks-

nationalen, 17 Sozialdemokraten und 2 Kommunisten. Von dem
einen volksnationalen Abgeordneten hängt das parlamentarische
Vertrauen oder Mißtrauen ab.« Reben dem deutschnationalen Mi-

nisterpräsidenten Dr. Küchenthal war zunächst der Nationalsozialist
Dr. Franzen Jnnenminister. Er ist inzwischen von Hitler durch
den ehemaligen Volksschullehrer Klagges ersetzt worden.

MecklenburgsSchwerin
Der Landtag von MecklenbursgsSchwerin setzt sich aus

48 Mitgliedern zusammen. Die Regierung wird von der

vereinigten Rechten mit Unterstützung der National-

über 2Z der Opposition von Sozialdemokraten (20) und

Kommunisten (Z). Da nur der Ministerpräsidentparteipolitisch ab-

gestempelt ist (Deutschnationale Volkspartei), gilt das Kabinett

nicht im parlamentarischen Sinne als parteipolitisches
Koalitionskabinett. Juni 1932 muß neugewählt werden.

Mecklenburg-Strelitz -» -

Der Landtag von MecklenburgiStrelitz setzt sich aus ZZ Mit-

gliedern zusammen: IZ Sozialdemokraten, 10 Deutsch-
nationale, 5 Wirtschaftliche Arbeitsgemeinschaft (Demo-
kraten und Handwerker), Z Arbeitsgemeinschaft der Mitte,
3 Kommunisten, 1 Völkischer. Das Kabinett besteht aus

einem Ministerpräsidentenund drei Staatsrätem Am 4. Dezember
1931 wurde der sozialistische Ministerpräsident von Reibnitz durch
einen deutschnationalen Mißtrauensantrag, dem auch- seine drei

bürgerlichen Staatsräte zustimmten, mit 22 gegen IZ Stimmen ge-
stürzt. Der Landtagspräsident ernannte alsdann den deutschnatio-
nalen Abgeordneten von Michael zum Ministerpräsidenten, der die
drei früheren, von Reibnitz nach der Abstimmung gestürzten Staats-
räte in ihr Amt zurückberief. Also durch Schwenkung der Mittel-

parteien bürgerliches Mehrheitskabinett. Reuwahlen
finden wahrscheinlich im Februar 1932 statt.

A n h a l t

In Anhalt ist zuletzt im Mai 1928 zum Landtag gewählt
worden. Von den Z6 Gewählten rechnen 15 zu den Sozial-
demokraten, Z zu den Kommunisten, das ist also die Hälfte.
Die übrige Hälfte ist auf verschiedene bürgerliche Parteien
zersplittert, darunter 1 Rationalsozialist, l Stahlhelmer

l Deutschnationaler. Regiert wird von einem Minder-
Der Ministerpräsident ist

Bei den Kommunalwahlen

und

heitskabinett aus zwei Ministern.
Sozialist, sein Mitarbeiter Demokrat.
vom 26. Oktober 1931 haben die Nationalsozialisten einen starken
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sozialisten getragen und verfügt über 25 Stimmen gegen-.

Gewinn auf Kosten der bürgerlichen Parteien davongetragen. Auch
die Sozialdemokraten hatten erhebliche Verluste. Die nächstenLand-

tagswahlen finden im Mai 1932 statt.

Schaumburg-Lippe
Am s. Mai 1951 wurden Neuwahlen für den Landtag
vorgenommen, die die usammensetzung nicht wesentlich
geändert haben. Die Zitlerparteihat den bürgerlichen
Parteien 4 von 7 Mandaten weggenommen. Die Sozial-
demokratie verlor von ihren 8 Mandaten 1 an die Kom-

munisten. Jm ganzen gibt es 15 Mandate. Bis zu den Neuwahlen
im Mai 1931 regierte so etwas wie eine Große Koalition
unter sozialdemokratischer Präsidentschaft. Sie ist durch die Neu-

wahlen nicht beseitigt worden. -

Lippe-Detmold
Von den 21 Mitgliedern des Landtages von Lippe-Detmold
gehören seit den Wahlen vom 6. Januar 1929 9 Abge-
ordnete der Sozialdemokratischen Partei, Z den Deutsch-
nationalen, 2 der ChristlichsNationalen Bauern- und Land-

volkpartei, Z. der Deutschen Volkspartei sowie je ein Ab-

geordneter der Volksrechtpartei, der Wirtschaftspartei, den Demokraten

und den Kommunisten an. Die Regierung wird gestellt von einem

sozialdemokratischen Landespräsidenten und zwei Mitarbeitern, von

denen der eine den Deutschnationalen, der andere der Volksrecht-
partei zugezählt wird. Also eine Koalitionsregierung so-
zusagen von Hugenberg bis Breitscheid.

Ell-il
.-.-.« .
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H a m b u r g

Ende September 1931 ist die Bürgersch aft neu ge-
wählt worden, mit folgendem Ergebnis: 46 Sozialdemo-
kraten, 4Z Nationalsozialisten, ZZ -Kommunisten, 14 Staats-

parteiler, 9 Deutschnationale, 7 Deutsche Volkspartei,
2 Wirtschaftspartei, 2 Zentrum, 2 ChristlichiSoziale. Bis

zu den Wahlen regierte ein Senat der G r o ß e n K o a l i t i o n.

Ehe die neugewählte Bürgerschaft zusammentrat, erklärte der Senat

seinen Rücktritt und wurde damit für so lange Zeit »g es ch äfts -

f ü h r e n d e s K a b i n e t t«, als die Bürgerschaft nicht eine neue

Koalitionsmehrheit insich gruppiert hat. Das ist aber eine Aufgabe,
die auf Grund der neuen Fraktionsstärkenverhältnisse kaum zu

lösen ist. Also auch hier vorläufig keine parlamentarische
R e g i e r u n g l

sc-ji

Bremen

Die letzten Bürgerschaftswahlen haben am Zo. November

1930 stattgefunden. Sie hatten folgendes Ergebnis:
32 Nationalssozialistem 6 Deutschnationale, 15 Deutsche
Volkspartei, 2 Wirtschaftspartei, 5 Hausbesitzerpartei,
1 Konservativer, 2 Zentrum, 5 Deutsche Staatspartei,

40 Sozialdemokraten und 12 Kommunisten. Also wiederum Stärke-
verhältnisse, die eine parlamentarische Koalitionx außerordentlich
erschwerten. Die »bürgerlichen« Mandate einschließlich der

32 nationalsozialistischen betragen von insgesamt 120 jetzt 68. Die

vor den Wahlen unter sozialdemokratischer Führung regierende
Gr o ß e Ko alitio n hat infolge des Wahlergebnisses bei weitem
nicht mehr die frühere starke Mehrheit, ist aber bestehen geblieben.

Lübeck

Seit den letzten Bürgerschaftswahlen vom lo. November

1929 herrscht die ,,Große Koalition«. Von den

9 Senatoren gehören 4 der Sozialdemokratie, Z dem Hanses
atischen Volksbund (Bürgerliche Einheitsfront) und 2 den

Demokraten an. Die 80 Mandate verteilen sich folgender-
maßen: 34 Sozialdemokraten, 29 Hanseatischer Volksbund, Z Demo-
kraten, 1 Grundbesitzer, 6 Nationalsozialisten und 7··Kommunisten.
Von den Senatoren ist ein Teil aus Lebenszeit gewahlt.

Schlußbemerkungen
— In Hessen liegen die Regierungsverhältnissenoch«offen. Ein

parlamentarisches Kabinett scheint kaum möglich zu sein. zentrum
und Riationalsozialisten kämpfen noch um· seine »Bedingungen«.

Parlamentarische M e h r h e it s kabinette, die von d e m o
-

kratisch gesinnten Parteien gestellt werden, gibt es noch«in

Preußen, Württemberg und Baden, außerdem in den kleinen

Ländern Schaumburg-Lippe, Lippe-Detmold, Bremen tund Lübeck.
In diesen letzteren herrscht die »G r o ß e K o a l i t i o«.n«,in
Lippe-Detmold sogar unter Einbeziehung der Deutschnationalen.
Die Zersplitterung der Parteien hat hier so breite Zusammen-
fassungen notwendig gemacht. Ein parlamentarisches Minder-

heitskabinett besteht noch in Anhalt. In den beiden Merk-

lenburg bedarf die Regierung nationalsozialistischer Unterstützung,
um arbeiten zu können. Jn den übrigen Ländern, also in Bayern,
Sachsen, Oldenburg, Thüringen und Hamburg, hat je d e P arte i-

gebundenheit der Kabinette aufgehört.
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Politische Chronik Vom 29. Dezember 1931 bis 12. Januar 1932

Brünings Nein zu den Tributzahlungem

Reichskanzler Dr. Brüning gewährt dem Chefredakteur des WTB.
eine Unterredung, in der er betont, daß die Lage Deutschlands, wie

auch der Baseler Sachverständigenberichtbeweise, gebieterisch ein

gemeinsames Handeln der Regierungen, und zwar ein sofortiges
Handeln verlange. Die Fortsetzung politischer Zahlungen sei nicht
nur im Interesse Deutschlands, sondern der ganzen Welt unmöglich.
Deshalb seien auch Kompromißlösungen nicht mehr am platz, die
das System der politischen Zahlungen aufrechterhalten wollten
(9. I. 32). — Die Ausführungen des deutschen Reichskanzlers, die

durchähnliche Erklärungen gegenüber dem englischen Botschafter in

Berlin unterstrichen wurden, finden in der ganzen Welt großen
Widerhall. Frankreich droht mit Repressalien; die bedingungslose
Verlängerung des 25-Millionen-Dollar-Kredits wird auf Betreiben
des Gouverneurs der Bank von Frankreich, Moret, vom Verwal-
tungsrat der Bank für Jnternationale Zahlungen in Basel abgelehnt
(ll. —- Die Reparationskonferenz wird voraussichtlich am 25. Ja-
nuar in Lausannebeginnen, nachdem sich alle Regierungen grund-
satzlichauf diesenTermin geeinigt haben. Die deutsche Delegation
wird von ReichskanzlerDr. Brüning geführt, außerdem werden
Reichsfinanzminister Dietrich, Reichswirtschaftsminister Warmbold
und der Staatssekretär im Auswärtigen Amt von Bülow an der
Konferenz teilnehmen.

«

Ausland:
Das Kabinett Laval tritt zurück (12. 1.). — Auf den Kaiser von-

Japan wird ein Attentat ausgeübt (8. 1.) der darauf angebotene
Rücktritt des japanischenKabinetts wird vom Kaiser nicht an-
genommen. —. Die japanischen Operationen in der Mandschurei
werdennach Einnahme von Chinchow fortgesetzt. —- Die VereinigtenStaaten richten eine Note an Japan und China, in der gegen jede-
Verletzungder amerikanischen Vertragsrechte in China protestiert
wird (8. 1.). —- Staatssekretär Stimson fordert im Auswärtigen
Ausschußdes Repräsentantenhausesdie Abrüstung der Alliierten.
Die Tatsachecdaß die Alliierten nicht nach dem Beispiel Deutschlands
abgerüstet hatten, habe einen Zustand der Ungleichheit in Europa
geschaffen, der Erbitterung hervorrufe (6. 1.). — Jn einem Vortrag,den der englischeVolkswirtschaftler Keynes in Hamburg hält, erklärt
er die Tribute für verabscheuenswert (8. 1.). — Jn der holländischen
Pressewird die Streichung der Tribute und Revision der Friedens-
diktate verlangt (9. 1.). —-

Musxolini
erklärt: Es ist Zeit, die

tragischeRechnung des Krieges gemeint sind die Reparationen),
zu· chließen (l2. 1.). —- Zwischen Holland und Belgien
wird ein Abkommen unterzeichnet, das eine Vorzugsbehandlung
bei Festsetzungder Einfuhrkontingente vorsieht (8. 1.). — Jn der
danischen Hauptstadt beginnt eine Konferenz der Außenminister von

Schweden,Norwegen und Dänemark, die ein gemeinsames wirtschaft-lichesVorgehender drei Länder zum Ziele hat (7. 1.). —- Bei einer

Volksabstimmung erklären sich über 70 v.H. des finnischen Volkes

für die Abschaffung des Alkoholverbots. —- Jn Spanien kommt es

zu erneuten blutigen Zusammenstößenzwischen Polizei und Demen-

stranten. —- Der indische Führer Gandhi wird verhaftet (4. 1.). —-

Die Selbständigkeit der Mandschurei wird ausgerufen (2. 1.). —

Jn China wird eine neue Zentralregierung gebildet, in der das

Kantonsche Element das Übergewichterhält (31. 12.). —-

FIolen
ver-

schärft seine Einfuhrsperre gegen deutsche Waren (31. 12. .

Reich-

Reichspräsident von Hindenburg richtet durch den Rundfunk eine

Neujahrsansprache an das gesamte deutsche Volk, die auch auf aus-

ländische Sender übertragen wird. Jn seiner Rede ermahnt der

Reichspräsident das deutsche Volk zur Einigkeit und Treue

(Zl. l2.). —- Am Neujahrstag finden dann die großen poli-
tischen Empfänge beim Reichspräsidenten statt. Der päpst-
liche Runtius Orsenigo spricht für das Diplomatische Korps,
Reichspräsident von Hindeiiburg betont in seiner Antwort-

rede, daß es für die Welt verhängnisvoll wäre, wenn die Er-

wartungen in der Abrüstungsfrage noch einmal enttäuscht würden.
Anschließend daran bringt die Reichsregierung ihre Glückwünsche
dar (1. 1.). —- Jn der Frage der Reichspräsidentenwahl verhandelt
Reichskanzler Dr. Brüning mit dem Führer der Nationalsozialisten,
Adolf Hitler, und Vertretern anderer politischer Parteien. — Der -

kommunistische Antrag auf Einberufung des Reichstags wird im

Ältestenrat des Reichstags gegen die Stimmen der Antragsteller,
Deutschnationalen und Nationalsozialisten abgelehnt (12. 1.). —

Reichsernährungsminister Schiele kündigt neue Maßnahmen zur
Stärkung der bäuerlichen Produktion an (11. 1.). — Zwischen den

Banken, Sparkassen und Genossenschaften wird ein Zinsabkommen
unterzeichnet (11. 1.).—Die Zahl der Arbeitslosen ist in der zweiten
Dezemberhälfte um rund 316000 auf 5666 000 gestiegen. —- Dr.
«Goerdeler fordert als Preiskommissar die völlige Beseitigung der

Tribute (6. 1.). — Die Reichspost senkt ab 15. Januar einen Teil

ihrer Tarife. Tarif- und Preissenkungen werden auch auf anderen Ge-
bieten der Wirtschaft vorgenommen.

— Jm Rahmen der Winterhilfe
werden von der Reichsregierung neue Mittel zur Kohlenverbilligung
bereitgestellt. — Die deutschen Leistungen an Frankreich in Höhe von
19 Milliarden Mark übersteigen mit 5,5 Milliarden Mark den Be-

trag, den Frankreich für den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete

aufgewendet hat (IZ,5 Milliarden Mark). — Die Reichsregierung
veröffentlicht eine neue MilitärsEisenbahnordnung (28. 1.).

Länder und Gemeinden:

Die Württembergische Staatsregierung erläßt einen Aufruf zum
Wiederaufbau des abgebrannten Stuttgarter Schlosses. — Die Ge-
meinde- und Kreiswahlen in Lippe bringen den Nationalsozialisten
und Kommunisten Gewinne.

Zur Zeitgeschichie gis-—-

Ziir Methodik der Präsidenteiuvahlent
Mit dem Z. Mai 1932 läuft die ieben"ähri e Amts eit des

deutschen»Reichspräsidentenab. Nach Fseststeliungegnvon bärufenerSeite wurde der Termin der Neuwahl spätestens auf den März
festzusetzensein, denn die Reichsverfassung sieht Volkswahl des
Reichsprasidenten,gegebenenfalls in zwei Wahlgängen, vor, so daß
vom ersten Wahltag bis zur amtlichen Veröffentlichung des Wahl-
ergebnisses mehrere Wochen vergehen können. Die Wahl des

Staatsoberhauptesdurch ein plebiszit entspricht dem Gedankengut,
das z. B.«in der Verfassung der Vereinigten Staaten von Nord-

amerikaseinen Ausdruck gefunden hat. Jn den Republiken Europas
ist sie keineswegsdie Regel, vielmehr befolgt man bei der Einsetzung
der Staatsleitung die mannigfaltigsten Methoden, wie der folgende
kurze Überblick zeigt. .

Es gibt unter den 35 europäischenStaaten heute 19 Republiken,
tvenn man das kleine San Msarino und das winzige Andorra mit-
zahlt. Drei von ihnen schreiben in ihrer Verfassung die Volkswahl
vor: außer dem Deutschen Reich sind es Finnland und Osterreich.
Außerdem sieht eine Republik, Spanien —- der jüngste Frei-
staat Europas — ein Gemisch von Volks- und Parlamentswahl
vor: das Land wählt zum Zwecke der Präsidentenwahl ebenso viele
Männer wie Kammerabgeordnete vorhanden sind, und die »Elektoren«
treten dann mit den Deputierten zur Wahl des Staatspräsidenten
zusammen. Dieses komplizierte System ist aber praktisch nach Jn-

krafttreten der neuen Verfassung noch nicht angewandt worden; der
erste spanische Staatspräsident ist vielmehr von der Kammer allein,
ohne die Mitwirkung von besonders zu diesem Zweck vom Volk

berufenen Wahlmännern, auf sechs Jahre gewählt worden.· Ebenso
ist auch die Volkswahl in Österreich, die durch Verfassungsänderung
im Jahre 1929 eingeführt wurde, durch Einigung fast sämtlicher
parteien des parbaments ausnahmsweise suspendiert worden:

Bundespräsident Miklas wurde im vergangenen Jahr noch nach
demselben System, das die österreichischeVerfassung von 1919 vor-

gesehen hatte, durch die beiden Kammern, Rationalrat und Bundes--

rat, in gemeinsamer Wahl wiedergewählt.
.

Eine ähnliche Methode der Präsidentenwahl, wie fie bis zum

Jahre 1929 in Österreichvorgesehen war, nämlich durch gemeinsame
Abstimmung von zwei Kammern, befolgen noch fünf weitere Frei-
st-aaten: die Schweiz, Frankreich, die Tschechoslowakei.,»Polenund

Griechenland. Die Schweiz bestimmt dabei den Präsidenten,der

einem auf vier Jahre gewählten Gremium von Bundesraten ent-

nommen werden muß, nur jeweils auf ein Jahr. Jm Gegensatz zu
den ebengenannten Ländern läßt Lettland sein Staatsoberhaupt durch
eine Kammer bestimmen. Der nördliche Nachbar des lettischen
Staates, Estland, kennt überhaupt kein Staatsoberhauptneben dem
Regieriingschef, sondern läßt den Ministerpräsidenten zugleich die

Funktionen des Staatspräsidenten wahrnehmen. Das»entgegengesetzte
Extrem herrscht dagegen seit sechs Jahren an der sudlichenGrenze
Lettlands, in Litauen, wo 1926 durch einen Staatsstreich ein diktas
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torisches Regime eingesetzt wurde. Präsident Smetona, der seitdem
regiert, strebt seit einiger Zeit den Abbau des Ausnahmezustandes
und die Überleitung zu einer neuen Verfassung an, innerhalb derer
die Wahl durch eine Kammer auf sieben Jahre zu geschehen hätte.
Wsann der Übergang erfolgen soll, ist aber noch nicht bestimmt.
Ähnlich trägt sich auch der portugiesische Diktator, General Carmona,
mit der Absicht der Legalisierung des gleichfalls seit sechs Jahr-en in

seinemI Lande herrschenden Ausnahmeregimes. Ende des Jahres 1931
hat er eine dementsprechend-e Proklamation erlassen.
diktatorisch regierte Republik Europas, die Türkei, die freilich- nach
dem Friedensfchluß von 1920 ihre Hauptstadt nach Kleinasien ver-

legte, hat ihren Staat nach den äußeren Formen des Parlamentariss
mus organisiert. Der Staatspräsident,Mustafa Kemal Pascha, der

seit 1923 an der Spitze des Staates steht, wird jeweils von der

Rationalversammlung auf vier Jahre gewählt. Seine Wiederwahl
istbereits zweimal erfolgt. Nach dem tfchechoslowakischen Präsidenten
MasarYk, der seit Begründung der selbständigen tschechoslowakifchen
Republik dem Staate vorsteht, ist Mustafa Kenial der »dienstälteste«
unter den europäischen Präsidenten. Als Dritter folgt mit einer

fiebenjährigenAmtszeit der deutsche Reichspräfident von Hindenburg
Freilich haben der finnische Staatspräsident Svinhufvud und

der litauische Präsident Smetona schon bei der Gründung ihrer
Staaten vor IZ Jahren das Amt des Staatsoberhauptes bekleidet.
Beide haben sich aber nach Verabschiedung einer Verfassung von

den leitenden Stellen zurückgezogenund sind erst später wieder an

die Spitze ihrer Staaten gekommen, Svinhufvud nach einem äußerst
erregten Wahlkampf vor jetzt gerade einem Jahre. Mehrere Präsi-
denten der europäischen Länder bekleiden ihr Amt erst seit kurzer
Zeit. So wählten im Jahre 1931 neben Finnland und Osterreich
auch Frankreich, Spanien, Danzig und Estland ihre Staatsober-

häupter neu, und Präsident Doumer in Frankreich, Senatspräsident
Ziehm in Danzig, Zamora in Spanien und Päts in Estland wurden

zum erstenmal an die Spitze ihrer Staaten berufen. Zahlreiche
Republiken bestimmen auch, daß der Staatspräsident nur einmal eine

Wahlperiode lang diese Funktion wahrnehmen darf und nicht wieder-

wählbar ist. Das ist u. a. in Griechenland der Fall, das neben

Spanien die jüngste Republik Europas ist. Eine Sonderstellung
unter allen europäischen Staaten nimmt naturgemäß die Union der
Sozialistifchen SowjetsRepubliken ein. Sie kennt keinen eigent-
lichen Staatspräsidenten. Die Funktion eines solchen nimmt der

Vorsitzende des Exekutivkomitees der Sowjetunion, Michael Jvano- «

witsch Kalinin wiahr. Er hat sein Amt bereits ununterbrochen seit
1919 inne. -

.

Jn den meisten Ländern übernehmen Männer gereiften Alters

das verantwortungsvolle Amt des höchsten Repräsentanten der

Nation. So hat neben dem deutschen Reichspräsidentenvon Hindens
burg der tschechoslowakischeStaatspräsident Masaryk das 80. Lebens-
jahr überschritten der 1951 neugewählte französische Präsident
Doumer wird nächstens75 Jahre alt, und der finnische Präsident
Svinhufvud steht ihm an Alter wenig nach. Daß die ausgeglichene
Ruhe und Weisheit eines Alters, das den Menschen über den
Streit der Parteien erhebt, einen besonderen Aktivpoften für die

Leitung eines republikanischen Staates bedeuten, ist also nicht·nur
die Überzeugungdes deutschen Volkes, sondern auch die zahlreicher
anderer großer Kulturvölker. St.

Der iapanischschiiiesischeKonflikt
Das Ergebnis der letzten außerordentlichen Tagung des Völker-

bundsrates über den japanischschinesischen Konflikt in Paris war

genau so unbefriedigend wie das der beiden früheren Tagungen.
Das einzig Reue gegenüberdiesen war allein die Einsetzung einer ·aus
je einem Vertreter Englands, Frankreichs, Deutschlands, Italiens
und Amerikas bestehenden Unterfuchungskommission des Völker-

bundsrates, die sich im Januar nach der Mandschurei begeben soll,
deren Kompetenzen jedoch derartig beschränkt sind, daß sie eigentlich
nur die Funktionen eines Berichterstatters des Völkerbundes besitzt.
Die Lage in der Mandschurei ist somit nach keiner Richtung hin

entspannt. Sie hat sich im Gegenteil weiter zugespitzt. Kenn-

zeichnend für sie war der Regierungswechsel, der sichin unmittelbarem
Anschluß an die letzte Ratstagung sowohl in Japan als auch «in
China vollzogen hat. Jn Japan ist die bisherige MinseitokRegies
rung Wakatsuki durch eine SeiyukaisRegierung unter Jnukai ab-

gelöst worden, in China wenige Tage daran der chinesischeStaats-
präsident Chiang Kaisshek zurückgetreten. Was diese beiden Ereig-
nisse bedeuten, kann nicht zweifelhaft sein.

Die Seiyukai ist die Partei des verstorbenen ehemaligen Minister-
präsidenten General Tanakia, der in den Jahren 1927 und 1928 zur

Besetzung von Schantung schritt und von hier aus dem Vormarsch
der Südchinesen unter Chiang Kaisshek auf Peking entgegentrat.
Sie ist im Gegensatz zur Minseito und deren Größen wie der bis-

herige MinisterpräsidentsWakatfuki und sein Außenminister Shides
hara die Partei der starken Hand gegenüber China. Jnukai aber ist
seit dem Tode Tanakas ihr Führer, sein Kabinett bis auf ganz

wenige neue Namen das gleiche wie dasjenige Tanakas im Jahre
1927. Chiang Kaiishek wiederum war es, der im Jahre 1927 radi-
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Die dritte T

kal mit Moskau gebrochen und dessen bis dahin vorherrschenden Ein-

fluß in der chinesischen Nationalbewegung beseitigt hatte, als dieser
Einfluß verhängnisvolle Folgen zu zeitigen begann. Er war es ge-
wesen, der Borodin und seinen Mitarbeitern energisch das Hand-
werk gelegt hatte, als diese glaubten, das im Entstehen begriffene
neue China nach Moskauer Muster formen zu können, der nicht
minder energisch auch unter der rhinesischen Anhängerschaft Moskaus

aufgeräumt hatte, als diese nach der Vertreibung Borodins An-

stalten machte, sich ihm zu widerfetzen und den Jdeengängen Mos-
kaus in der chinesischen Nationalbewegung doch noch- Geltung zu
verschaffen. Chiang Kai-shek war ein Feind Moskaus, ein Gegner
aller bolschewistischen Experimente in China. Sein Ziel war die

Verständigung und Zusammenarbeit mit den kapitalistischen Mäch-
ten bei gleichzeitiger Wiederherstellung und territorialen Freiheit
Chinas, seine Persönlichkeit die Hauptstütze der antibolfchewistischen
Front in China. Für ihn gab es keinerlei Paktieren mit dem

Bolschewismus mehr, sondern nur noch Kampf.
Die Männer, die seinen Rücktritt veranlaßt haben und jetzt an

seine Stelle treten, sind von wesentlich anderer Art. Es find die,
die sich im April bereits von ihm getrennt und in Kanton eine
Gegenregierung gegen ihn gebildet haben. Sie vertreten, wie alles,
was von Kanton ausgeht, die schärfere und radikalere Richtung in
der chinesischen Nationalbewegung und sind zum Teil sogar auf eine

enge Zusammenarbeit des neuen China mit Sowjetrußland ein-

gestellt. Das gilt in erster Linie von dem bekannten Kantoner

Politiker Wang Chingiwai und dem bisherigen Außenminister in

Kanton, Eugen Chen, der nunmehr auch in Nanking einen einfluß-
reichen Posten in der neuen chinesischen Regierung übernehmen foll.
Beide sind im Jahre 1927 nach dem Bruch Chiang Kai-sheks mit
Moskau infolge ihrer radikalen Gesinnung und Hsinneigung zu
Moskau durch Chiang Kai-shek jeglichen maßgeblichen Einflusses
in der chinesischen Nationalbewegung beraubt worden und haben
seitdem längere Zeit in Moskau gelebt. Jhr Eintritt in die neue

chinesische Zentralregierung und der Rücktritt Chiang Kaiisheks
machen somit der chinesischen Außenpolitik den Weg zu einem er-

neuten engeren Zusammengehen mit Moskau frei.
Der Regierungswechsel in Japan deutete auf eine schärfere

Politik Japans gegenüber China. Er war eine Demonstration gegen
den Völkerbund und die Vereinigten Staaten, sein Zweck, beiden
den festen Willen Japans möglichst eindringlich vor Augen zu
führen, in der Mandschurei den einmal eingeschlagenen Weg ohne
Rücksichtauf andere entschlossen bis zu Ende zu gehen. Der Rück-
tritt Chiang Kaissheks war auch eine Demonstration, zugleich aber

noch mehr; Er war eine Drohung Chiang Kaissheks, in erster Linie
an die Vereinigten Staaten und England, mit Verhältnissen, wie

sie diese schon einmal in den Jahren 1926,«1927, als Moskau die

chinesische Rationalbewegung beherrschte, zum Schaden ihrer poli-
tischen und wirtschaftlichen Stellung in China erlebt haben. Chiang
Kai-shek erinnert durch seinen Rücktritt an seine kurz vor der

Oktobertagung des Völkerbundsrats abgegebene Erklärung, daß
China auch vor dem Äußersten,vor einer Verbindung mit Moskau,
nicht zurückschreckenwerde, falls seinem Recht in dem Konflikt mit
Japan nicht Genüge geschehe. Das war der Sinn seines Rücktritts.
Er ist nicht der erste und braucht auch wie im Jahr-e 1927 kein end-

gültiger zu sein, er kann es aber sein.
Mit dem Regierungswechsel in Japan und dem Rücktritt

Chiang Kaissheks ist der japanischschinesisscheKonflikt in eine neue,

seine vierte Phase getreten. Wie sich diese entwickeln wird, kann

nicht zweifelhaft fein. Jn der Mandschurei ist es zu neuen schweren
Kämpfen gekommen. Japan hat auch noch den letzten in chinesischer
Hand befindlichen Teil der Mandschurei, die Gegend von Tahuschan
und Kintschou an der MukdenssPekingsEisenbahn, mit dieser und
den von ihr in die östlicheMongolei führenden chinesischen Eisen-
bahnen besetzt. Es hat Ernst mit seinen sogenannten »Polizei-
aktionen« gemacht, nachdem der chinefische Befehlshaber an der

PekingsMukdensBahn es abgelehnt hatte, die in Frage kommenden

Gebiete zu räumen und seine Truppen bis hinter die Große Mauer

zurückzunsehmemDie Mandschurei soll von chinesischen Streit-

kräften restlos gesäubert, sie soll in ihrer ganzen Ausdehnung fest
in der Hand der japanischen Truppen sein, wenn die Völkerbunds-

kommission, in der Deutschland durch den früheren Gouverneur
von Deutschostafrika, Dr.« von Schnee, vertreten sein wird, in Ost-
asien eintrifft.

Die neuen japanischen Operationen in der Südmandschurei
haben England, Frankreich und die Vereinigten Staaten zu Schritten
bei der japanischen Regierung in Tokio veranlaßt, die in ihrer
ganzen Art sehr an den bekannten Einspruch Frankreichs, Rußlands
und Deutschlands gegen den Frieden von Shimonozeki, der im

Jahre 1896 bekanntlich den japanischschinesischen Krieg beendete,
erinnern. Jrgendeinen Erfolg scheinen diese englisch-amerikanisch-
französischen Schritte aber nicht gehabt zu haben.

Der japanisch-chinesische Konflickt ist von einer friedlichen
Lösung weiter denn je entfernt. Er ist der schwerste Konflikt, den
die Welt seit dem Ende des Weltkrieges erlebt hat.

——-—·-—--e.



Ver Heimaidieiist

Louis e Diel: »Ich werde Mutter.« Bildbeigabe von Käthe
Kollwitz. Verlag Carl Reißner, Dresden. 1932. 407 Seiten.

Ein gesundes, nützliches und sympathisches Buch. Gesund vor

allem insofern, als es einen Beitrag zur Weckung und Stärkung des

Willens zur Mutterschaft, zum Kinde, bietet, geschrieben von einer
werdenden Mutter während der Schwangerschaft« SYMpathisch be-

rührt,.daß intime und zarte Dinge mit Freimut und zugleich mit

Delikatessebehandelt werden, was in deutscher Sprache einstweilen
zweifellos gewagt ist und trotzdem von der Verfasserin in einer

Weise durchgeführtwird, die Beifall verdient.

.
Beherzigenswert ist, daß von einem Mutterberuf gesprochen

wird. Die Verfasserin ist sich vielleicht selbst dessen nicht voll be-

WUßt, daß sie damit der Mutterschaft eine allgemein gültige
soziale und kul-
turelle Bedeutung
beilegt. Ich bin

ganz ihrer Ansicht:
,,Viele Männerbes

rufe sind, von der

hohen Lebenswarte
aus gesehen, un-

wichtig und belang-
los, niemals aber
der Mutterberuf der

Frau!————-—«Ob

unsere Zeit tatsäch-
lich anfängt, der
Mutter achtungs-
voller gegenüberzu-
tretenP — wie T. D.

meint. Ich glaube,
IS Ist noch zu früh,
uber dieses trübe

Kapitel der Gegen-
wart etwas Bestimm-
tes auszusagen. Das
Verständnis dafür,
wohin wir kommen,
wenn der Verfall
der Achtung der

Mutterschaftund da-

mit der Geburten-
rückgang im gleichen
Tempo weitergehen,

Figiin den letzten
« »

a ren, kann ur
Zeit wahrend der Wirt chaftskrise aus naheliegenden Gründen Hur
schwer geweckt werden. s besteht aber zweifellosdie Gefahr, daß die
Abneigung der Paare, mehr als etwa— ein »Spielkind« zu haben, auch
dann anhalten wird, wenn wieder normale wirtschaftliche Verhält-
nisse eingetretensei-nwerden, wenn nicht der Wille zum Kind eine
große Stärkungerfahrt. Daß Mutterhilfe in dieser Beziehung allein
sehr wenig fordert,zeigt das Beispiel aus Wien, wo trotz mustergültiger
Anstaltendie Geburtenzahl von Jahr zu Jahr zurückgehtund dem-
nachsteinZustand eintreten wird, bei dem aus Mangel an Kindern
die Einrichtungen nicht ausgenutzt werden. Die soziale und natio-
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nale Bedeutung der Mutterschaft besteht nicht in einem »Spiel-
kind«, sondern in einer ,,Schar fröhlicher Kinder« (Marie Stopes).

Es sollte keine Meinungsverschiedenheit mehr darüber bestehen,
daß »die moderne Frauenentwicklung eine gewisse Gefahr für die

Familie und damit für den Staat darstellt« (S. 129). Das ist nicht
nur wahr, sondern auch ein mutiges Bekenntnis. »Bleibt auf
eurer eigenen Ebene!« sagt Louise Diel. In der Tat, ein origineller
Beitrag zur Kulturentwicklung kann von Frauen nur geleistet
werden, wenn sie aus sich heraus wirken und jeden Versuch, unter

Vergewaltigung der eigenen Natur, Männliches nachzuahmen, auf-
geben. Es gibt aber nichts Sinnvolleres, nichts, was in höherem
Maße das Leben einer Frau auszufüllen vermag, als die körper-
liche Pflege, Ertüchtigung und Erziehung ihrer eigenen Kinder.
Daran wollen wir trotz aller wirtschaftlichen Ungunst der Zeiten
und auch mancher glücklicherweise absterbenden Vorurteile gegen
außereheliche Mutterschaft, festhalten. Die Verwirklichung dieser
Forderung verlangt allerdings von Männern und Frauen auf mate-

riellem Gebiet eine Selbstverleugnung und ein Bescheiden, das wir

leider, einstweilen jedenfalls, nicht aufbringen. Wir sollten, wie
T. D. richtig sagt, lieber »ein bißchen altmodisch und rückständig
werden«, denn »so weit hat es die Frauenbewegung glücklichge-
bracht, daß die Mutterschaft sich versteckt und sich nicht mehr stolz
Und beseligt hervorwagt« (S. 402).

Jst es das starke Muttergefühl, von dem alle Niederschriften
—- es handelt sich um ein Tagebuch — durchdrungen sind, was den
Wert dieses Buches ausmacht, so hat es andererseits auch unver-

kennbare Schwächen. Die sehe ich vor allem in einer sehr starken
Gebundenheit der Verfasserin an eine bestimmte soziale Umwelt.

Dadurch büßen ihre Gedanken an Wirksamkeit ein. Das bezieht sich
insbesondere auf die Ansprüche materieller Art, die sie in aller Un-

befangenheit als werdende Mutter kundgibt. Was sie nicht alles

»braucht«: ,,Neben der Hebamme noch ein freundliches Wesen, das

sie unentgeltlich streichelt und beruhigt und wenn sie versagt, einen

Löffel alten Weines einflößt — —«. Sie braucht die suggestive Kraft
ihres Arztes —-

-—. »Und was ich sonst alles brauchen werde, weiß
ich gottlob noch nicht ——«. Auch dem Baby werden schon Luxus-
wünschezugeschrieben: »Ob es wohl die aufschießendenKrokusse und

die duftenden Hyazinthen so liebt, daß ich sie jetzt immer haben
muß.« Diejenigen Frauen, die sich solche Dinge, und leider noch
sehr viel mehr, versagen müssen, werden diese Zeilen, denen sich
noch manche weitere anfügen ließen, bitter lächelnd lesen.

Ferner sind die Betrachtungen, die über die Stellung der Frau
im BGB. als Mutter und Gattin angestellt werden, nicht frei
von Einseitigkeit; aber das wäre noch nicht schlimm. Es schadet
ja weiter nichts, wenn ein übriges Mal von Frauenseite auf Dinge
hingewiesen wird, die infolge der auch- von L. D. kritisierten Frauen-
bewegung »unmodern« geworden sind. Unerfreulich wirkt dagegen
der gereizte Ton, mit dem diese Dinge vorgetragen werden. Das

ist geeignet, das ohnehin zur Zeit außerordentlich gespannte und ver-

sgglichteVerhältnis zwischen den Geschlechtern noch weiter zu
en.

Alles in allem —- doch eine eigenartige Leistung. Ein Buch,
das alle lesen müßten, die Mutter werden wollen und werden sollten.

Roderich von Ungern-Sternberg.
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regierung isso . . . . . . . . . . . . . . . . · . . . geDr. Dletrich- Verfassungsrede bei der Feier der
Reichsreglerung issi . . . . . . . . . . . . · . . .
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»
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»
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»
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Klöcken Reichstagswahl isso (Elne Anleitun . . eh.
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.’i'ausen......... . . . . . . . . . ..b
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Dieseslicher undschrlften sachpolltlscherAufklärung und staatsbürgerlloher-Erziehung
sind die besten lslelter im Kampfe gegen die Wirtschaftskrlse

Verlangen sie unseren austuhrllchen Verlagskatalog und die sonderprespekte-
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Todestag
Was dem Auge sm- sieh stellst-Lichtbildvorträge

Vildbänder Mast-III xzzxzxstäxkks
gibt uns nicht ein gleich Vertrauen.

(coethe.)

Das Goethe-Jahr 1932.ruftin der ganzen Kulturwelt, insbesondere in Deutschland, die Geister auf, um Zeugnis darüber abzulegen,
daß Leben und Werkdieses deutschen Genies nicht nur Geschichte, sondern lebendige Gegenwart und fruchtbare Zukunft ist.
Goethe, der Inbegriff des deutschen Menschen, Symbol der faustischen, deutschen Kultur, ist das Thema, das der Deutsche Lichtbilds
Dienst G.m. b.H. in seiner Weise behandeln wird.

Gewiß werden sich an allen Orten von besonderer Bedeutung Möglichkeitenbesonderer Goethe-Feiern ergeben. Was wir wollen,
« ist, das Bild der äußeren Erscheinung, das Bild von Goethes Leben, die Bilder seiner eigenen Phantasie in Vorträgen zusammen-

zustellen, um in seinem Sinne Bildung durch das Bild zu verbreiten.

Er, den man mit Recht den »Augenseligen«genannt, der sich selbst als ,,Naturschauer«bezeichnete und das Bild als das beste Mittel

ansprach, um ,,Entferntes und Abgeschiedenes«uns näherzubringen, würde sicher jeden Versuch begrüßen,solcherart Kenntnisse und

Erkenntnisse zu vermitteln.

Auf Grund unseres umfangreichen Goethe-Bildarchivs gaben wir nachstehende Serien heraus:

Goethes Leben
Textlich und bildlich bearbeitet von Neichskunstwart Dr. E. R e d s l o b

(mit 60 Bildern) -

Dieser Goethe-Vortrag ist berufen, die Goethe-Feierserie des Jahres 1932 zu werden. Der Reichskunstwart,dessensoeben erschienenes
Werk ,,Goethe's Leben« (Verlag der Reichsdruckerey erneut beredtes Zeugnis für die Goethe-Verbundenheit seines Verfassers ablegt,
hat zahlreiche bedeutende Bilddokumånte sinnvoll zusammengefügtund bietet in seinem Vortrag eine volkstümlicheDarstellung von

Goethes Leben, seinem Wirken und seiner Umwelt. Diese Serie darf in keiner Lichtbild- und Lehrmittelsammlung fehlen, weil sie
über den Tag hinaus Wert hat.

Bestellnummer fiir die Glas-Dia-serie I- 2460 Preis RM 72.--

» » das Bildhaud Gf 2460 »
M 6.--

Wegen Entleihung dieser serie Anfragen baldigst erbeten.

subskription auf verbilligte cellophan-Dia Preis RM 12.50

Goethe nntl Frankthrt Goethe nntl Weimar
Nach 50 Bildern des Frankfurter Goethe-Museums zusammen- Mit 100 Bildern des Lichtbildners Günther Beyer
gestellt von Prof. Dr. Ernst Beutler—-Franksurt. und Text von Dr. A. HoßbachkWeimar.
Best..N1-« f, d· Uchthjldvoktk« L 2474 Preis RM 30·—-— Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2478 Preis RM 120.—

» » « » »
n n » » «

(einsehlie131ieh Lizenz für die Goethespende),
Auf Goethes sparen nach Born

Der IMSB Goethe (Die Jtalienreise im Auto.) Textlich mit 60 Original-Auf-

Mit 60 Bildern beärbeitet nahmen und Zeichnungenbearbeitetvon
.

von Dr. Leo Francke—Dresden.
"

. wakEmIl Achan-Verun« «

RM 72
Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2481 Preis RM 72.-—

Bestdqn f« d«ZJFUSVOULCEZZTZZ
Pwu

RM 6«:
» ,, » ,, Binde-d ck 2481 » RM 6.-—

» » » »
M »

«

· Frauen tun Goethe

zuljtel sgillxeätsspklsk Nach 50 Stichen, Schnitten und Gemälden der Zeit bearbeitet

B N k d L« hkhild L 2495 »B« Pke· RM48
M Anna Mos-· Stuttgart

est.- r. . . Ie vortr. Je is -

«-—
«

- -

·

.

.-

» » » » Bildband of 2495 Am » » RM zo—
Best. Nr. f. d. Lichthildvortr L 2458 Preis RM 60

» » » » Bildband Gf2458 » RM 5.40

Goethe, tler Maler nntl Zeichner
50 Handzeichnungen nach Goethe mit Text von

Kunstschriftsteller Kurt Meissner —- Berlin. Prof Emil Pirchan — Berlin.

Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2461 Preis RM 72. — Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2489 Preis RM 60.—-

» » » » Bildhsud of 2461 ,,
RM 6.—— « » » ,, Bildhsud cf 2489 » Mk 5.40

EpisPostkarten -Serien

zur Verwendung im Episkop und Epidiaskop.

Zu Goethes Gedächtnis Goethe nnd Weimar

mit 110 Bildkarten und Text zum Preise von RM 12.50 mit 100 Photoabzügen und Text zum Preise von RM 20.—

Epi-Karten nur käuflich. Prospekt kostenlos.

Außer den Lichtbildvorträgen, aus denen jedes Dia einzeln abgegeben wird, hat unser Goethe-Lichtbildarchiv eine Fülle weiterer

Ausnahmen. Ferner besorgen wir aus Lichtbildarchiven anderer Verleger jedes vorhandene Dia zum Originalpreis.

Bezugs bedingungen: Bei Bestellung der Reihen ist die Bestell-Rr. genau anzugeben. Bildverzeichnisse für jeden Vortrag kostenlos
auf Verlangen. Der Einzelpreis für das Diapositiv beträgt AM. 1.25. Bildbänder nur käuflich. Anfragen wegen Leihserien recht-
zeitig erbeten. Für Verleih kommt nur die Serie L 2460 ,,Goethes Leben« in Frage, evtl. Cellophan·Dia-Serien.
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Goethe, cler Greis
Mit 60 Bildern bearbeitet von

— —-
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